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Ganz im Sinne des Jahresmottos der Konrad-

Adenauer-Stiftung „Demokratie braucht 

Demokraten” fand in der Verwaltungsakade-

mie der Mongolei in Ulaanbaator eine große 

Konferenz zur politischen Partizipation statt. 

Dieses wichtige Zukunftsthema wurde von  

kompetenten Referenten aus verschiedenen 

Perspektiven beleuchtet. Konkret ging es um  

die Partizipation von Frauen und jungen Men-

schen, die Bedeutung der kommunalen Ebene 

und die Aufarbeitung der eigenen Geschichte. 

Dabei wurden die Themen von den knapp  

140 Teilnehmern lebhaft diskutiert.

Eröffnet wurde die Konferenz von dem Leiter 

des KAS-Auslandsbüros Mongolei, Dr. Daniel 

Schmücking, und dem Deutschen Botschafter  

in der Mongolei, Gerhard Thiedemann. Die Vor-

träge und Diskussionen machten die Bedeutung 

der Teilhabe für die mongolische Demokratie 

deutlich. Zusammenfassend lässt sich festhal-

ten: Die Mongolei ist nach dem Systemumbruch 

einen erfolgreichen demokratischen Weg gegangen. 

Jetzt ist es an der Zeit, die mongolische Demo

kratie stärker zu den Menschen zu bringen. Eine 

Demokratie lebe nun einmal von dem Engagement 

jedes einzelnen. Nur durch aktive Partizipation  

kann auch ein besseres System von „Checks and 

Balances” etabliert werden. Dies trägt letztendlich 

zur Weiterentwicklung und Stabilisierung der Demo

kratie bei. Die konkreten Ergebnisse des Forums 

werden in einem Konferenzband veröffentlicht. 

SCHWERPUNKT:

Bundestagspräsident 

Prof. Dr. Norbert 

Lammert war Haupt­

redner beim dies­

jährigen „European 

Roundtable” des 

KAS-Auslandsbüros 

Spanien in Valencia. 

Wirtschafts- und 

Sozialordnung:

Die ugandische Indus­

trieministerin Amelia 

Kyambadde lobte  

bei der ersten Privat­

sektorkonferenz zum 

Thema „Inklusives 

Wachstum” in Kampala 

die Initiative der KAS.

Demokratie und 

entwicklung:

Bundesminister  

Dr. Gerd Müller traf 

im KAS-Auslandsbüro 

D.R. Kongo in 

Kinshasa mit kongo­

lesischen Studenten 

zu einem offenen Aus­

tausch zusammen.
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Neuerscheinungen

Demokratie lebt vom Mitmachen

Aktive Bürgerbeteiligung in der Demokratie 

Das Jahresmotto der 

Konrad-Adenauer-

Stiftung lautet 2015: 

„Farbe bekennen: 

Demokratie braucht 

Demokraten”. 

Alle Beiträge in die­

sem Heft, die über 

Veranstaltungen mit 

speziellem Bezug 

zu diesem Thema 

berichten, sind mit 

dem abgebildeten 

Logo gekennzeichnet. 

Das KAS-Netzwerk 
für mehr Partizipa­
tion in der Mongolei  
aus Wirtschaft,  
Wissenschaft und 
Politik
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Editorial 

Demokratie steht im Dienst der Menschen. Doch sie kann ihre 

eigenen normativen Grundlagen nicht selbst erzeugen. Um zu 

gedeihen, muss sie in der Gesellschaft verankert sein. Dabei ist  

die Demokratie durch ihren Systemcharakter und ihre Komplexität 

auf vielen Ebenen und in vielen Bereichen auf zahlreiche Unter

stützer angewiesen. Sie ist anspruchsvoll, weil sie täglich bestätigt, 

neu erarbeitet und weiterentwickelt werden will. „Demokratie 

braucht Demokraten” lautet deshalb das Arbeitsmotto, das sich  

die Konrad-Adenauer-Stiftung in diesem Jahr gegeben hat. 

Gleichzeitig gerät die freiheitliche Demokratie als Staats- und Lebensform in vielen National-

staaten – ebenso wie der Liberalismus als globales Ordnungsmodell – zunehmend unter 

Druck. Sie steht heute verstärkt im internationalen Wettbewerb mit autokratischen Model-

len, die mehr quantitatives Wachstum zu versprechen scheinen. Die Autokratien erscheinen 

derzeit sehr stabil, nicht zuletzt, weil sie selektiv demokratische Elemente integrieren,  

ohne jedoch echte Volkssouveränität zuzulassen. Doch Demoskopie ist nicht Demokratie.

Die Performanz der Autokratien ist ebenfalls stark unterschiedlich: Nicht alle sind tatsächlich 

in der Lage, quantitatives Wachstum zu schaffen – und selbst da, wo es gelingt, geschieht 

dies um den hohen Preis von sozialen Schieflagen, Umweltzerstörungen und der Preisgabe 

von bürgerlichen Rechten und Freiheiten. Keine Autokratie ist willens oder in der Lage, 

Wachstum mit effektivem Menschenrechtsschutz zu verbinden. Demokratie als Wesens-

merkmal der westlichen Wertegemeinschaft scheint zusehends in einen neuen System

wettbewerb zu geraten, den die Demokratien jedoch nicht durch Zurückhaltung für sich  

entscheiden werden.

Wir können mit Recht selbstbewusst auftreten. Trotz aller Defizite sind Europa und Nord-

amerika für Außenstehende unglaublich attraktiv. Und dies nicht nur aus wirtschaftlichen 

Gründen. Demokratien stehen für qualitatives Wachstum, für ein Verständnis von mensch

lichem Leben in Würde, Nachhaltigkeit und Partizipation, in sozialer und politischer Teil- 

habe – und nicht zuletzt in Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit. Viele gute Argumente 

sprechen für dieses Modell. Dies sollten wir im Rahmen unseres weltweiten Engagements 

auch leidenschaftlich vertreten.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre! 

Berlin, im August 2015

Dr. Gerhard Wahlers | Stellv. Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung
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Die zukünftigen Wahlkämpfer und 
Kandidaten folgen mit großem 
Interesse den Ausführungen des 
Bundesparteivorsitzenden der 
Partei Acción Nacional (PAN), 
Gustavo Madero Muñoz. 

Schwerpunktthema

Zu mehr Zuversicht und Zusammenhalt in Europa  

hat der Präsident des Deutschen Bundestages, Prof. 

Dr. Norbert Lammert, aufgerufen. In seiner Rede  

im Rahmen des diesjährigen „European Roundtable”  

des KAS-Auslandsbüros Spanien sagte er, keine 

Region der Welt bleibe gegenwärtig von erheblichen 

Herausforderungen verschont. Für die Länder Euro-

pas sei die EU „die allein richtige Antwort darauf”. 

„Wir brauchen mehr Europa – selbst wenn es nur 

darum geht, die gegenwärtige Situation zu stabili

sieren”, so Lammert. Der ehemalige italienische 

Ministerpräsident Enrico Letta warnte davor, den 

„Populisten von Pepe Grillo bis Podemos” die Mei-

nungsführerschaft zu Europa, insbesondere in den 

sozialen Netzwerken, zu überlassen. Europa brauche 

eine „Erzählung”, die die „Erfolge, Hoffnungen und 

Chancen” ausdrücke.

Zu dem Thema „Die Zukunft der westlichen 

Demokratien” nahmen Parlamentarier aus Spanien, 

Portugal und Deutschland, Regierungsvertreter, 

Wissenschaftler und Journalisten sowie die Beraterin 

von UN-Generalsekretär Ban Ki-moon für das  

Thema „Post-2015 Entwicklungsplanung”, Amina J. 

Mohammed, teil. 

Anfang 2016 stehen in Uganda 

Parlaments- und Präsident-

schaftswahlen an. Bereits jetzt ist 

die politische Stimmung im Land 

aufgeheizt und die Sorge vor 

Unruhen und Gewalt im Umfeld 

der Wahlen steigt. Aus diesem 

Grund widmete sich Ende Juni 

die 2. Nationale Jugendkonferenz 

an der Makerere-Universität in 

Kampala der Frage nach dem 

Beitrag der Jugend zur Gewähr-

leistung glaubwürdiger und fried-

licher Wahlen. Organisiert wurde 

die Konferenz vom KAS-Auslandsbüro Uganda in Kooperation 

mit dem University Forum on Governance (UNIFOG), dem 

Centre for Constitutional Governance (CCG) und dem Uganda 

Youth Network (UYONET). Teilnehmer waren Studentenvertre-

ter von 25 Universitäten, zivilgesellschaftliche Aktivisten sowie 

Vertreter der Jugendflügel aller wichtigen Parteien. In einer 

zum Abschluss veröffentlichten Erklärung forderten die Jugend

lichen alle politischen Akteure zu Gewaltfreiheit auf und bekräf-

tigten ihren Einsatz für freie, faire und friedliche Wahlen.

2. Nationale Jugendkonferenz an der Makerere-Universität

Im Juni fanden in Mexiko umfangreiche Wahlen statt. Das KAS-Auslands­

büro Mexiko führte in Zusammenarbeit mit einer Reihe von Landes­

verbänden der Partnerpartei PAN die Ausbildungsreihe „Alta Generencia 

Electoral” durch. Im Mittelpunkt dieser Reihe stand die Schulung der 

Kandidaten sowohl für nationale Abgeordnetenkammer als auch für 

Landtage und Kommunalwahlen zur Steigerung der Kampagnenfähigkeit.

Dr. Klaus Schüler traf während seines Brasilienbesuchs im  

April 2015 mit José Agripino Maia, dem Vorsitzenden der wirt­

schaftsliberalen Demokraten (DEM), zum Meinungs-und Erfah­

rungsaustausch zusammen. Der brasilianische Bundesabgeord­

nete José Carlos Aleluia, Vorsitzender der DEM-nahen Stiftung 

Liberdade e Cidadania (Stiftung Freiheit und Bürgergesellschaft), 

berichtete Schüler von den Aufgaben und Inhalten brasiliani­

scher Stiftungsarbeit. Im Anschluss informierten sich Schüler 

und Kokert im Gespräch mit Bruno Kazuhiro, Bundesvorsitzen­

der der Jugend der Demokraten, über die Funktionsweise der 

Nachwuchsarbeit einer parteipolitischen Jugendorganisation. 

EUROPEAN ROUNDTABLE:

„Die Zukunft der westlichen Demokratien”

in Valencia, 13. bis 15. März 2015

Junge Ugander für friedliche 
und glaubwürdige Wahlen

Demokratie braucht Demokraten –  

und fähige Kandidaten

CDU-Bundesgeschäftsführer Dr. Schüler 

in Brasilien

Manuel Llombart, 
Gesundheits­
minister von 
Valencia, Alberto 
Fabra, Präsident 
der Autonomen  
Region Valencia, 
Prof. Norbert  
Lammert, Bun-
destagspräsident, 
Máximo Buch, 
Wirtschaftsminister 
von Valencia,  
Thomas B. Steh­
ling, Leiter des 
KAS-Auslands­
büros Spanien 
(v.l.)

Jugendvertreter aus dem ganzen 
Land nahmen an der Konferenz  
teil und gestalteten aktiv die 
Diskussionen.

Dr. Klaus Schüler, Bundesge­
schäftsführer der CDU Deutschlands 
(2.v.r.), besuchte gemeinsam mit 
Vincent Kokert, Generalsekretär der 
CDU Mecklenburg-Vorpommern, 
das Wahrzeichen Brasiliens, die 
Christusstatue auf dem Corcovado-
Berg in Rio de Janeiro.
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Politischer Dialog 

Wie gehen islamistische Regierungen mit parlamen

tarischer Macht um? Welche Diskurse führen sie und 

welche Kompromisse gehen sie ein? Mit diesen Fragen 

setzte sich auf Einladung der Universität Mohammed V 

und des KAS-Auslandsbüros Marokko am 29./30. April 

ein Kreis internationaler Experten auseinander. Bespro-

chen wurde der begrenzte politische Pragmatismus 

islamistischer Parlamentarier, dessen Überlagerung 

durch Identitätsdiskurse, die Konfliktlinien zwischen 

religiösen Interessen und denen einer säkularisierten 

Moderne. Auch das oft begrenzte Verständnis von 

westlich geprägten Medien und Intellektuellen, die 

islamistische Positionen zuweilen vorschnell stigma

tisieren und als Bedrohung darstellen, so dass die 

Chancen zur Herausbildung transparenter Kompro

misse auf der Strecke bleiben, wurde aufgegriffen. 

Die Attacke auf das Bardo-Museum vom 18. März 

2015, bei dem 22 Menschen ums Leben kamen, hat 

auf drastische Weise die sicherheitspolitischen Heraus-

forderungen verdeutlicht, vor denen Tunesiens junge 

Demokratie steht. 

Über die sicherheitspolitischen Fragen 

hinaus bleiben nachhaltige Maßnah-

men zur Stabilisierung und wirtschaft-

lichen Entwicklung des Landes un- 

verzichtbar. Vor diesem Hintergrund 

besuchte der Obmann für Außenpolitik 

der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, 

Roderich Kiesewetter MdB, vom 14. 

bis 16. April 2015 Tunesien im Rahmen eines politi-

schen Dialogprogramms der KAS. Er informierte sich 

über aktuelle sicherheitspolitische Fragestellungen 

(u. a. eine Reform der Armee und des Sicherheits

apparates), traf sich mit Vertretern der Regierung,  

des Parlaments sowie des Präsidialamtes und suchte 

das Gespräch mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft. 

Am 28. und 29. April 2015 organisierte das KAS-

Auslandsbüro Türkei den achten Deutsch-Türkischen 

Sicherheitspolitischen Dialog in Ankara. Ziel der Veran-

staltung „Latest Developments in Syria, Iraq, Ukraine 

and the Future of ISIS” war es, einen internationalen 

Dialog über aktuelle sicherheitspolitische Probleme 

anzuregen und ein gemeinsames sicherheitsstrate

gisches Vorgehen zu erörtern.

Die Veranstaltung, die von dem damaligen Deutschen 

Botschafter in der Türkei, Eberhard Pohl, eröffnet wur-

de und an der mehr als 30 hochrangige Vertreter aus 

Politik, Forschung, und Militär teilnahmen, brachte 

namhafte Sicherheitsexperten aus der Türkei und 

Deutschland zusammen, u. a. Dr. Karl-Heinz Kamp, 

Direktor Weiterbildung an der Bundesakademie für 

Sicherheitspolitik (BAKS), und Dr. Andreas Nick, 

Mitglied des Deutschen Bundestages. Zudem waren 

Repräsentanten des türkischen 

Außenministeriums sowie 

mehrere Vertreter des Diplo

matischen Corps zugegen. 

Die Tagung offenbarte die 

außerordentliche Komplexität 

der aktuellen Lage und die 

Schwierigkeit einer Konsens

findung unter den Teilnehmern. 

Islamistische Regierun-
gen vor den Heraus
forderungen der Macht

Politisches Dialogprogramm 
mit Roderich Kiesewetter MdB

VIII.  Deutsch-Türkischer Sicherheitsdialog

Roderich Kiese­
wetter MdB im 
Gespräch mit dem 
Vorsitzenden des 
tunesischen Parla­
ments, Mohamed 
Ennaceur (v.l.)

Der ehemalige Son­
derbotschafter für 
die muslimische Welt, 
Dr. Gunter Mulack, 
mit Dr. Volkmar 
Wenzel, Deutscher 
Botschafter in Rabat, 
Dr. Helmut Reifeld, 
Leiter des KAS-Aus­
landsbüros Marokko, 
und Prof. Chadli (v.l.)

Eberhard Pohl,  
Botschafter in der 
Türkei, Dr. Colin  
Dürkop, Leiter des 
KAS-Auslandsbüros 
Türkei, und Dr. An-
dreas Nick MdB (v.l.)
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Politischer dialog

Auf Einladung der KAS besuchten vom 22. bis 

28. März Partei- und Nachwuchspolitiker aus 

dem Südkaukasus Berlin, um sich mit der Funk­

tionsweise des deutschen politischen Systems 

vertraut zu machen. Die Förderung des demo­

kratischen Engagements junger Menschen ist  

ein wesentlicher Bestandteil der Arbeit der KAS 

im Südkaukasus. Die Stiftung schult im Rahmen 

eines dreistufigen Trainingsprogramms Nach­

wuchskräfte der politischen Parteien aus Arme­

nien, Aserbaidschan und Georgien. 

Auf Einladung der Konrad-Adenauer-Stiftung 

reiste eine Delegation von Vertretern von Unter­

nehmen und Wissenschaft aus Südafrika nach 

Erfurt und Berlin. Südafrika steht vor enormen 

sozioökonomischen Herausforderungen. Vor 

diesem Hintergrund setzten sich die Vertreter 

mit der Frage auseinander, wie die Sozialpart­

nerschaft in Südafrika gestärkt und eine bessere 

Einbindung aller von den Entscheidungen betrof­

fenen Akteure in den Entscheidungsprozess 

erreicht werden kann. Über die Regierungsarbeit 

sowie Netzwerke und Kommunikationskanäle  

der Wissenschaft, der Kirchen und der Unterneh­

mensverbände sollen später die während des 

Informationsprogramms erhaltenen Erfahrungen 

und Anregungen in den südafrikanischen Diskurs 

um einen neuen Sozialpakt eingespeist werden.

Das KAS-Auslandsbüro in Brasilien 

veranstaltete gemeinsam mit der EU-

Delegation in Brasilien, der Parlamen

tariergruppe Brasilien-EU im Europäi-

schen Parlament sowie der Universität 

Brasília das Forum Brasilien-Europa mit 

mehr als 350 Teilnehmern in seiner 22. 

Ausgabe. Zur Veranstaltung konnten 

mit Ana Paula Zacarias, EU-Botschafte-

rin in Brasilien, und dem Vorsitzenden 

der Parlamentariergruppe Brasilien-EU im Brasilianischen  

Parlament, Eduardo Barbosa, auch MdEP Paulo Rangel  

(Vorsitzender der Delegation für die Beziehungen zu Brasili-

en) sowie MdEP Francisco Assis (Vorsitzender der Delegation 

für die Beziehungen zum MERCOSUL) gewonnen werden.  

Die Experten stellten den aktuellen Stand der Beziehungen 

dar und ordneten diese in den ökonomischen und politischen 

Zusammenhang ein. Thematische Schwerpunkte umfassten 

Internationale Beziehungen, Wirtschaft und Umwelt, Wissen-

schaft und Bildung sowie die europäisch-brasilianische 

Kooperation im Cyberspace und Virtuelle Demokratie.

Ansatzpunkte für eine Intensivierung 

der Zusammenarbeit zwischen der 

NATO und ihrem Partnerland Japan 

waren im März Gegenstand einer inter-

nationalen Konferenz des KAS-Aus-

landsbüros Japan. Der Ausbau der bei-

derseitigen Beziehungen wurde 2013 im 

Rahmen einer Gemeinsamen Politischen 

Erklärung zwischen NATO-Generalsekre-

tär Anders Fogh Rasmussen und Japans 

Premierminister Shinzo Abe vereinbart. An der eintägigen 

Veranstaltung nahmen in Kooperation mit der Deutschen 

Botschaft Vertreter der NATO, des NATO Defense College 

(NDC), der japanischen Selbstverteidigungsstreitkräfte und 

des Außenministeriums in Tokio, der US-Streitkräfte sowie 

die Militärattachés verschiedener NATO-Mitgliedstaaten  

teil. Die Keynote sprach der für internationale Beziehungen 

zuständige stellvertretende japanische Verteidigungsminister 

Hideshi Tokuchi. Für die KAS kam Dr. Patrick Keller, Koordina-

tor für Außen- und Sicherheitspolitik, aus Berlin nach Tokio.

Studien- und Dialogprogramm 

für Nachwuchspolitiker 

aus dem Südkaukasus 

Studien- und Dialogprogramm 

für Vertreter von Arbeitgebern 

und Wissenschaft 

aus Südafrika

XXII.  Forum Brasilien – Europa

Zusammenarbeit  
zwischen Japan und NATO

Die Partei- und Nach­
wuchspolitiker aus dem 
Südkaukasus trafen die 
Bundeskanzlerin in der 
Bundesgeschäftsstelle 
der CDU.

Dr. Patrick Keller, 
Stv. Verteidigungs­
minister Hideshi 
Tokuchi, Paul 
Linnarz, Leiter des 
KAS-Auslandsbüros 
in Japan (v.l.)

Das Forum Brasi­
lien – Europa fand 
bereits in seiner 
22. Ausgabe statt. 

Die KAS-Delegation zusammen mit Peter Clever 
(Mitte) und Paul Noll (rechts außen) von der Bun­
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände
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Die transatlantischen Beziehungen bleiben ein Grund-

pfeiler amerikanischer sowie europäischer Politik. Das 

zeigt sich nicht nur an der gemeinsamen Haltung von 

Merkel und Obama gegenüber der Ukraine, Israel  

oder Iran. Auch bei der diesjährigen Transatlantischen 

Konferenz des KAS-Europabüros Brüssel und des  

KAS-Auslandsbüros Washington in der internationalen 

Begegnungsstätte der KAS in Cadenabbia offenbarte 

sich die Relevanz einer Fokussierung auf den jeweili-

gen langjährigen Partner. Die Durchsetzung verbinden-

der Werte, die Suche nach gemeinsamen Sichtweisen 

und die Erarbeitung neuer Strategien in der Außen- und 

Sicherheitspolitik sowie in Klima- und insbesondere Han-

delsfragen wurden thematisiert. Auch in Zukunft bleiben 

die EU und die USA eng vernetzt. In neun verschiedenen 

Gesprächsrunden  und zwei Abenddiskussionen haben 

sich die Experten aus den USA und den EU-Mitgliedslän-

dern vier Tage lang die Zeit genommen, die zahlreichen 

Aufgaben in der Welt zu analysieren und gemeinsame 

Lösungsansätze zu diskutieren. 

Auf Einladung der KAS und der NORTAL, einem füh-

renden estnischen Unternehmen für E-Government, 

trafen mehr als 50 Gäste aus Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft am 16. Mai 2015 in Tallinn zur Vor-

tragsveranstaltung „Europäisch denken. Europäisch 

handeln. Potenziale der deutsch-estnischen Zusam-

menarbeit” zusammen. Außenminis-

terin Pentus-Rosimannus zeigte die 

estnischen Sorgen über die veränder-

ten Nachbarschaftsbeziehungen mit 

Russland auf. Vor allem sicherheits-

politische Bedenken dominieren in der 

Wahrnehmung Estlands – weit vor 

den wirtschaftlichen Einbußen durch 

Sanktionen. Bundesminister a. D. 

Franz Josef Jung, stellvertretender 

Vorsitzender für Außen- und Sicher-

heitspolitik der CDU/CSU-Bundes-

tagsfraktion, zeigte sich besonders 

beeindruckt von der gesellschafts

politischen Entwicklung Estlands und würdigte die 

guten Beziehungen, die es vor allem im Kontext der 

gemeinsamen europäischen Außen- und Sicherheits-

politik gegenüber Nachbarn zu leben gilt.

Teilnehmer der 
Transatlantic  
Conference 2015  
auf einer Exkursions­
fahrt nach Varenna 
am 27. Mai 2015

Die deutsch-estnische 
Zusammenarbeit  
im gemeinsamen Europa

Weltpolitische Herausforderungen 
und transatlantische Antworten

Politischer Dialog 

Die Umfrageergebnisse der letzten World Value Survey 

Südafrika 2013 erlauben einen umfassenden Einblick  

in die öffentliche Wahrnehmung der südafrikanischen 

Demokratie. Prof. Hennie Kotzé von der Universität 

Stellenbosch stellte den Wertewandel innerhalb der 

südafrikanischen Bevölkerung in dem von der CRL-

Kommission und der KAS Südafrika gemeinsam organi-

sierten Briefing vor. „Die Befragung von 3531 Reprä-

sentanten der südafrikanischen Zivilbevölkerung kam 

zu dem Ergebnis, dass es eine zunehmende Diskrepanz 

zwischen Staat und Gesellschaft gibt”, so Prof. Kotzé. 

Dr. Holger Dix, Leiter des KAS-Auslandsbüros Südafrika, 

betonte die Bedeutung der Zivilgesellschaft als tragen-

de Säule der Demokratie und verwies auf die Rolle  

der KAS als Bindeglied zwischen Regierung und Zivil-

gesellschaft. „Als Gäste in Südafrika unterstützen wir 

gemeinsam mit unseren Partnern den Demokratisie-

rungsprozess des Landes, unter anderem durch die 

Förderung des zivilgesellschaftlichen Dialogs.”

„Tracking the Pulse  
of the People”

Wertewandel im Südafrika der Post-Apartheid

R. Schoeman, CRL 
Rights Commission,  
Dr. Dix, Leiter des 
KAS-Auslandsbüros 
Südafrika, Prof. 
Mosona, CRL Rights 
Commission, Prof. 
Kotzé, Universität 
Stellenbosch, Dr. 
Knoetze, Secunda 
Reformed Church 
(v.l.) 

Franz Josef Jung 
während seines 
Grußwortes in Tallinn
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Friedrich Christian Matthäus, Trainee im KAS-Auslandsbüro in Brasilien, sprach im 

Stadtparlament São Paulos zur Politischen Reform Brasiliens und zog den Vergleich 

zu den institutionellen Stärken des deutschen bundesrepublikanischen politischen 

Systems. Matthäus erläuterte dessen wesentliche Züge sowie die des deutschen 

Wahlrechts, um im Anschluss in eine Debatte zur Reformierbarkeit des brasiliani-

schen politischen Systems einzusteigen. Der italienische Abgeordnete Fabio Porta, 

der die in Lateinamerika ansässigen italienischen Staatsbürger in Roms Parlament 

vertritt, präsentierte die kürzlich be-

schlossene Wahlrechtsreform in Italien. 

Der Vergleich der drei politischen Syste-

me setzte Impulse, diese Systeme bes-

ser zu verstehen und sich der Vorteile 

des jeweiligen Systems bewusst zu 

werden. Im brasilianischen Diskurs wird 

stets das deutsche Wahlsystem als vor-

bildlich und für eine Reform des brasilia-

nischen Wahlrechts exemplarisch 

bezeichnet.

Nachdem sich im Dezember 

2014 auf Einladung unseres 

Auslandsbüros Mexiko und mit 

Unterstützung der Organisation 

Christlich-Demokratischer Par-

teien Lateinamerikas (ODCA) 

Vertreter 17 oppositioneller 

kubanischer zivilgesellschaftli-

cher und politischer Zusammenschlüsse getroffen hatten,  

kamen nun im zweiten Forum mit dem Titel „Wege zu einem 

demokratischen Kuba” insgesamt 34 Vertreter von 30 ver

schiedenen Parteien, Bewegungen oder zivilgesellschaftlichen 

Gruppen und Medien, überwiegend aus Kuba selbst, im mexi- 

kanischen Bundesstaat Morelos zusammen. Dieser Ansatz der  

KAS, die überaus heterogene kubanische Opposition an einen 

Tisch zu bringen, ist nach Aussagen der Teilnehmer einzigartig und zeigt erste 

Früchte. Im Mittelpunkt stand die Frage einer engeren Zusammenarbeit der teil-

nehmenden Gruppierungen. Man vereinbarte die Gründung einer „Mesa de Unidad 

de Acción” (Gemeinsames Aktionsbündnis), das zwischen den verschiedenen 

Gruppen und Plattformen kubanischer Opposition in Kuba und der Diaspora 

gemeinsame Strategien und Aktionen entwickeln will. 

Was haben Ausbildung 

im Unternehmen und ein 

FuSSball-Turnier gemeinsam?

Sommerschule in Suzdal

Wahlrechtsreform in Brasilien

Wege für ein demokratisches 
Kuba

Gemeinschaftsleistung  
ist das Geheimnis zum 
Erfolg – das haben auch 
die verschiedenen Mann­
schaften während des 
Turniers erfahren können.

„Elf Freunde müsst ihr sein”, sagte Sepp 

Herberger. Diese alte Fußballweisheit gilt 

auch für die Zusammenarbeit im Unterneh­

men. Zusammen mit der Deutsch-Tunesi­

schen Handelskammer hat das KAS-Länder­

büro Tunesien/Algerien/Libyen in Tunis am 

23. Mai 2015 mit einem Fußballturnier das 

Projekt „Ausbildendes Unternehmen – Bereit 

für die Zukunft” lanciert. Zwölf Mannschaf­

ten, die sich aus Auszubildenden, Leitern der 

am Programm teilnehmenden Unternehmen 

und Projektpartnern zusammensetzten, nah­

men an dem Turnier teil. Das Projekt, das  

65 junge Tunesier im Automobilbereich aus­

bildet, kann auf die „Unterstützung der tune­

sischen Regierung zählen”, wie es Saïd Aïdi, 

Minister für Gesundheit, beim Auftakt des 

Turniers den Teilnehmern erklärte.

Vom 29.6. bis zum 2.7.2015 führte das 

Auslandsbüro Russland eine Sommerschule  

für russische Jugendliche in Suzal unter dem 

Motto „Das Land, in dem ich leben möchte” 

durch. Ziel war es, dass sich die Jugendlichen 

Vorstellungen machen über ihre eigene 

Zukunft und das Umfeld, in dem sie meinen, 

sich am besten entfalten zu können. Die 22 

Studenten aus verschiedenen Hochschulen 

Russlands übten vier Tage lang Sprechtech­

niken, Videomontagen sowie Comic-Zeichnen 

und erhielten dabei Unterstützung von Refe­

renten. Auf Grundlage der erworbenen 

Kenntnisse präsentierten sie am letzten 

Arbeitstag in fünf Gruppen ihre Konzepte  

und Vorstellungen „ihres Landes”.

Christian Matthäus erläutert unter Zuhilfe­
nahme einer Wahlkreiskarte der deutschen 
Bundestagswahlkreise das bundesrepublika­
nische Zweistimmensystem.

Vier Tage lang 
diskutierten die 
Teilnehmer des 
Forums „Wege zu 
einem demokra­
tischen Kuba II” 
intensiv über 
zukünftige gemein­
same Aktionen.
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Am 12. März traf der Bundesminister für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. Gerd Müller 

MdB, in den Räumen der Konrad-Adenauer-Stiftung in 

Kinshasa mit kongolesischen Studenten zusammen. 

Bei dem einstündigen Gespräch sprachen die Studenten 

offen über Sorgen und Perspektiven junger Menschen 

in der Demokratischen Republik Kongo. Aufgrund der 

schlechten wirtschaftlichen Lage gebe es weder gute 

Chancen auf dem Arbeitsmarkt noch erfolgversprechen-

de Wege, sich eine eigene Existenz aufzubauen. Die 

Studenten, die seit einiger Zeit an Programmen der 

deutschen politischen Stiftungen teilnehmen, berichte-

ten jedoch auch von den zahlreichen Initiativen junger 

Menschen, um die Lage zu verbessern.

Bundesminister Dr. Müller 
trifft sich mit kongolesischen 
Studenten in Kinshasa

Kriege, Hungersnöte und Gewalt haben aktuell – nach Angaben der 

Vereinten Nationen – mehr als 50 Millionen Menschen weltweit in die 

Flucht getrieben. Leidensträger hierbei sind insbesondere Frauen.  

Vor diesem Hintergrund organisierten vom 8. bis 11. Juni das KAS-

Rechtsstaatsprogramm Naher Osten/Nordafrika in Beirut und das 

Institute for Women’s Studies der Lebanese American University eine 

viertägige Konferenz mit dem Titel „Upholding Gendered Peace at a 

Time of War: Academics and Activists Speak Out on the Shifting Places 

of Women in the Arab World”. Die Konferenz kombinierte Theorie und 

Praxis und bot mehr als 120 internationalen Wissenschaftlern, Parla­

mentariern, Aktivisten und dem Fachpublikum eine Plattform für Netz­

werkbildung und Erfahrungsaustausch. Fragen im Zusammenhang  

mit Geschlecht, bewaffneten Konflikten, religiösem Extremismus, Men­

schenrechtsverletzungen, rechtlicher Verantwortlichkeit, internationalen 

Instrumenten und Friedensförderungsinitiativen wurden diskutiert.

Im Zuge des drama­

tischen Anstiegs djiha­

distischer Gewalt in den 

vergangenen Jahren hat 

auch die Gewalt gegen 

Frauen und Mädchen stark 

zugenommen. Angefan­

gen bei dem Zwang zur 

Vollverschleierung und 

dem Verbot, sich ohne 

männliche Begleitung aus der eigenen Familie in der Öffent­

lichkeit zu bewegen, über zunehmende Fälle von Genitalver­

stümmelung bis hin zur Todesstrafe für „Untreue” und zur 

Versklavung ergibt sich eine erschütternde Bilanz. Diese zu 

dokumentieren und auf die Not der Betroffenen hinzuweisen 

war das Ziel des Kongresses, den das Isis Center For Women 

and Development (I.C.W.A.D.) in Fes, das sich für die Ent­

wicklung von Frauenrechten in Marokko engagiert, zusam­

men mit dem KAS-Auslandsbüro Marokko vom 29. bis 31. 

Mai 2015 im „Palais des Congrès” in Fes durchführte.

Folgen bewaffneter Konflikte für Frauen – 

Konferenz in Beirut

Gewalt gegen Frauen in der 

arabischen Welt

Empfang des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit und Entwicklung, 
Dr. Gerd Müller MdB, im KAS-
Auslandsbüro Demokratische 
Republik Kongo

Die aus zehn Ländern Westafrikas stammenden Stipendia-

ten und Altstipendiaten des KAS-Auslandsbüros Senegal/

Mali organisieren jährlich einen „Tag der Integration”, an 

dem die Herkunftsländer der Stipendiaten vorgestellt wer-

den. Zentrales Thema war dieses Jahr das Phänomen der 

Migration. Die Probleme sind je nach Land vielschichtig, die 

Ursachen von Migration sind vitaler, materieller, politischer 

und psychischer Natur. Viele der KAS-Stipendiaten im Sene-

gal arbeiten schon in ihrem Umfeld gegen die illegale Emi

gration, wie das Dakarer Ratsmit-

glied Fanta Diallo, die als Alumna 

der KAS gezielt und ausdauernd 

in der ganzen Region Sensibilisie-

rungsveranstaltungen organisiert, 

um die Auswanderungswilligen 

davon zu überzeugen, dass es 

sinnvoller und vielversprechender 

ist, sich im Senegal eine wirt-

schaftliche Grundlage und eine 

Zukunft zu erarbeiten.

Das Drama der Emigration: 
Welche Lösungen,  
welche Perspektiven?

Stipendiaten des KAS-Auslands­
büros Senegal/Mali am „Tag der 
Integration”



KAS International 2/2015 |  9

Demokratie und Entwicklung

In Zusammenarbeit mit dem indischen Partner  

der Konrad-Adenauer-Stiftung, dem Institute for 

Peace and Conflict Studies (IPCS), organisierte das 

Auslandsbüro Indien eine Konferenz zum Thema  

„Herausforderungen des Terrorismus und Implika

tionen für die Globale Sicherheit”. Diese fand im 

Rahmen der Indienreise des Sächsischen Parlaments-

präsidenten, Dr. Matthias Rößler, statt. Ebenso konn-

ten der ehemalige indische Außenminister Salman 

Khurshid, der ehemalige Botschafter und strategische 

Experte K. C. Singh und Lt. General Ata Hasnain, 

ehemaliger General Officer Commanding (GOC) des 

15. Armee-Korps, gewonnen werden. Es herrschte 

Einigkeit darüber, dass sich der zunehmend grenz-

übergreifend operierende Terrorismus ohne zwi-

schenstaatliche Koordinierung nicht besiegen lässt.

Die Herausforderungen 
des Internationalen  
Terrorismus

Der frühere südafrikanische Verfassungsrichter und 

Anti-Apartheid-Aktivist Albert Sachs referierte als 

Gastredner zu dem Thema „Race, Conflict and the 

Constitution” an der Universität von Stellenbosch.  

Die Veranstaltung widmete sich der Entwicklung des 

südafrikanischen Verfassungsrechts und guter Regie-

rungsführung. Es war die zweite Podiumsdiskussion  

in einer Veranstaltungsreihe, die die KAS gemeinsam 

mit ihren Partnern, dem Centre for Constitutional 

Rights (CFCR) und der School of Public Leadership 

(SPL), veranstaltete. Als Mitglied des von dem 

früheren Präsidenten Nelson Mandela gegründeten 

Komitees zur Entwicklung eines Verfassungsentwurfs 

setzte sich Albie Sachs Anfang der 90er-Jahre für die 

Aufnahme der so genannten Bill of Rights ein. Dieser 

grundlegende Rechtekatalog gewährleistet jedem 

Bürger Südafrikas Gleichheit vor dem Gesetz, Schutz 

vor Diskriminierung, das Recht auf Leben sowie sozio-

ökonomische Rechte. „Insofern ist die südafrikanische 

Verfassung ein aktives Instrument, um die Menschen-

würde wiederherzustellen, die unter dem Apartheid-

system missachtet wurde”, so Albie Sachs.

Im Zusammenhang mit der Aufdeckung eines großange-

legten Korruptionsnetzwerks im Bereich Zoll und Waren-

verkehr, das in höchste Regierungsstellen hineinreichte, 

musste im Mai 2015 die Vizepräsidentin Guatemalas, 

Roxana Baldetti, von ihrem Amt zurücktreten. Seit Mai 

protestieren jeden Samstag Tausende von Bürgern gegen 

Korruption und Misswirtschaft im Land, fordern den Rück-

tritt des Staatspräsidenten Pérez Molina und Reformen. 

Der Zeitpunkt scheint gut, um konkrete Maßnahmen und 

Reformen vorzuschlagen. Der guatemaltekische Think-

Tank ASIES stellte im Rahmen eines Forums zusammen 

mit der KAS und des Netzwerkes Think Tank Initiative 

(TTI) am 18. Juni unter dem Titel „Guatemala bewegt 

sich: feste Schritte auf dem Weg des Wandels” zwölf 

Punkte vor, angefangen bei Reformen des Parteienwesens 

über Maßnahmen zur Minderung der Straflosigkeit bis  

hin zu Verbesserungen bei Schul- und Berufsausbildung. 

Wer weiterlesen möchte: #asiescambia.

Guatemala bewegt sich
12-Punkte-Plan zwischen Protesten  

und Wahlen

Dr. Holger Dix, 
Leiter des KAS-
Auslandsbüros 
Südafrika, und 
der frühere Ver-
fassungsrichter 
Albert „Albie” 
Sachs (v.l.)

RACE, CONFLICT AND THE CONSTITUTION

Dr. Mallika Joseph, 
Direktorin des 
IPCS, Salman 
Khurshid, ehem. 
Außenminister 
Indiens, Dr. Lars 
Peter Schmidt,  
Leiter des KAS-
Auslandsbüros 
Indien, und  
Dr. Matthias 
Rößler, Präsident 
des Sächsischen 
Landtags (v.l.)
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Kinshasa, den 15. Mai 2015: 

Menschen in der Demokra

tischen Republik Kongo, die 

auf einen Rollstuhl oder 

Gehstützen angewiesen sind, 

haben ein besonders schweres 

Schicksal. Vor allem die vielen 

Konflikte und die schlechte 

gesundheitliche Versorgung 

tragen dazu bei, dass laut 

Schätzungen der WHO ca.  

15 Prozent der kongolesischen 

Bevölkerung unter einer kör-

perlichen Behinderung leiden. 

Trotz vorhandener Behörden 

und Sozialkassen kommt 

durch fehlenden Willen, 

Korruption und Misswirtschaft 

jedoch kaum Hilfe bei den 

Menschen an. Es fehlt aber auch an Wissen und Erfahrungen 

über die eigenen Rechte bei den betroffenen Gruppen. Mit Unter-

stützung lokaler Experten organisierte das KAS-Auslandsbüro 

Demokratische Republik Kongo einen Dialog mit Interessen

organisationen und Regierungsvertretern, um über Rechte 

aufzuklären und die Situation der Betroffenen zu verbessern.  

Im Anschluss an die Veranstaltung wurde dem zuständigen 

Minister ein Positionspapier übergeben.

Die Repräsentation von Frauen im costa-ricanischen 

Parlament ist in der aktuellen Legislaturperiode von 38,6 

auf 33 Prozent gefallen. Zahlreiche Einschränkungen 

erschweren Frauen den Zugang zu politischen Ämtern. 

Deshalb lud die KAS Costa Rica im Rahmen des Interna-

tionalen Weltfrauentags am 11. März in Moravia und am 

14. März in der indigenen Dorfgemeinschaft Quitirrisí zu 

einer Fortbildung kommunaler weiblicher Führungskräfte 

ein. Ziel der interaktiven Workshops war es, die zentra-

len Hindernisse für Frauen sowohl beim Zugang zu Füh-

rungspositionen als auch bei der Ausübung politischer 

Ämter zu benennen. Zum Abschluss der Fortbildung 

zeigten die Teilnehmerinnen sich entschlossen, neue For-

men weiblicher Führungsfähigkeit anzustoßen und kleine 

Veränderungen des Umgangs mit Frauen im Alltagsleben 

realisieren zu wollen.

Am 13. April 2015 stellte die Mwalimu Nyerere Memorial 

Academy (MNMA) in Zusammenarbeit mit dem KAS-

Auslandsbüro Tansania ihr neues Fortbildungsprogramm 

„Leadership, Ethics and Governance Training Program-

me” vor. Ehrengast der Eröffnung war der tansanische 

Staatspräsident Jakaya Kikwete. Gemeinsames Ziel von 

KAS und MNMA ist es, die Grundlagen und Prinzipien 

guter Regierungsführung bei der Ausbildung von aktuel-

lem und künftigem staatlichen Führungspersonal zu 

stärken. Die beiden Institutionen verbindet eine lange 

Geschichte. Die MNMA geht auf das 1961 gegründete 

Costa Rica: Stärkung  
weiblicher Führungskräfte

Soziale und politische Rechte  
von Menschen mit Behinderungen  
in Kinshasa 

HISTORISCHE PARTNERSCHAFt

Im Dezember 1963 
reiste Karl Joachim 
Schmidt als erster 
Auslandsmitarbeiter 
der KAS nach Dar 
es Salaam aus und 
war anschließend 
bis Mai 1967 am 
Kivukoni College für 
die Fächer „Labor 
Economics” und 
„Industrial Rela­
tions” zuständig.

Eine Teilnehmerin mit ihrem Kind  
bei der Veranstaltung

Kivukoni College 

zurück, an dem die KAS 

in den frühen 60er Jah-

ren ihre Arbeit in dem 

gerade unabhängig gewordenen afrikanischen 

Staat aufnahm. Eingeleitet wurde diese Zusam-

menarbeit durch Gespräche zwischen dem damals 

noch jungen Julius Nyerere und Konrad Adenauer. 

Mit dem im Jahr 2015 beginnenden Ausbildungs-

programm kehrt die KAS nach vielen Jahren an 

alte Wirkungsstätte zurück. 

Projektkoordinatorin Graciela Incer in Moravia
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Werte- und Religionsdialog

In Expertengesprächen mit dem Bundesminister 

a. D. und stellv. Vorsitzenden der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Dr. Franz Josef Jung MdB, 

wurden mit italienischen Politikern, Regierungs-

vertretern und Experten die außen- und sicher-

heitspolitischen Herausforderungen beider 

Länder – allen voran die Krise in der Ukraine 

und die Flüchtlingsproblematik – diskutiert.  

In der Vorlesungsreihe „Herausforderungen in 

der Sicherheitspolitik: Italien und Deutschland 

im Vergleich” wurden die sicherheitspolitischen 

Prioritäten beider Länder erörtert. Ein Seminar 

des KAS-Arbeitskreises „Junge Außenpolitiker” 

in Rom thematisierte „Deutschland und Italien: 

Partner in der EU, NATO und darüber hinaus”. 

In Kürze wird das Auslandsbüro Rom eine 

Analyse zum neuen italienischen Weißbuch 

veröffentlichen, das die angestrebten Struktur

reformen und Schwerpunktsetzungen der 

italienischen Verteidigungspolitik beschreibt.

Am 2. Juli fand anlässlich eines  

einwöchigen Besuchs von Repräsen-

tanten der Religionsgemeinschaften 

der Ukraine in der Akademie der 

KAS ein Fachgespräch mit deut-

schen Kirchenvertretern, Journalis-

ten und Experten aus Think Tanks 

und der Politik statt. Zu der Delegation zählten Patriarch Filaret 

von der Ukrainisch-Orthodoxen Kirche des Kiewer Patriarchats, 

hochrangige Vertreter der weiteren christlichen Konfessionen,  

des Islam sowie des Judentums. Die Delegationsteilnehmer 

schilderten die derzeitige Situation der ukrainischen Bevölkerung 

und betonten die Notwendigkeit der westlichen Sanktionen gegen-

über Russland als friedliches Mittel zur Eindämmung des Konflikts. 

Deutliche Kritik wurde am russischen „Informationskrieg” geübt, 

der die ukrainische Gesellschaft spalten solle. 

Aktuelle Krisenherde  
an den AuSSengrenzen 
der EU

Fokus des Auslandsbüros Rom

Dr. Franz Josef 
Jung MdB und 
Caroline Kanter, 
Leiterin des 
KAS-Auslands­
büros Rom, mit 
Teilnehmern aus 
Politik, Medien  
und Kirche 

Am 13. Juni 2015 nahm Prof. Dr. Hanna Suchocka, frühere 

Ministerpräsidentin der Polnischen Republik, den Internationalen 

Adalbert-Preis für Frieden, Freiheit und Zusammenarbeit in Euro-

pa aus den Händen des slowakischen Staatspräsidenten Andrej 

Kiska entgegen. Die Laudatio hielt Fürst Karl von Schwarzen-

berg, Außenminister a. D. der Tschechischen Republik. Am Vortag 

veranstaltete das KAS-Verbindungsbüro Slowakei zusammen mit 

der Adalbert-Stiftung Krefeld und der Comenius-Universität Bra-

tislava ein Internationales Kolloquium zu Ehren der Preisträgerin 

mit dem Titel „Religionsfreiheit heute in Europa”. Die Konferenz 

stand unter der Schirmherrschaft von Staatspräsident Kiska.

Religionsfreiheit heute 
in Europa

Kolloquium in Bratislava | 12.  Juni 2015

Das Erstarken 

islamfeindlicher 

Bewegungen wie 

PEGIDA oder des 

Front National 

sowie der Terror­

angriff auf Charlie 

Hebdo in Paris er-

fordern einen vorurteilsfreien Umgang zwischen 

„dem Islam” und „dem Westen”. So war es  

Ziel der zweitägigen Konferenz des Regional­

programms Golf-Staaten und des Gulf Studies 

Center der Qatar University vom 18. bis 19. Mai 

2015 in Doha, ein deutliches Zeichen des 

Vertrauens an die muslimischen Partner in der 

Golfregion zu senden, um den besorgniserregen­

den Entwicklungen entschieden entgegenzutre­

ten und gegenseitiges Verständnis zu fördern.

Vorurteile abbauen,  

Unterschiede respektieren –  

Dialog mit dem Islam

Die von Patriarch 
Filaret (5. von links) 
angeführte multi­
konfessionelle  
und multireligiöse 
Delegation aus der 
Ukraine informierte 
sich über das religiö­
se Leben in Deutsch­
land und berichtete 
aus erster Hand 
über die aktuellen 
Entwicklungen in 
der Ukraine.

Prof. Dr. Hanna
Suchocka, Minis­
terpräsidentin
a. D. der Polni­
schen Republik, 
und Andrej  
Kiska, Staats-
präsident der  
Slowakischen
Republik

ukrainische Religionsgemeinschaften 
und der Konflikt im Osten des Landes
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Ausgewählte Veranstaltungen 

(Die Zahlen im Quadrat  bezeichnen das verantwortliche Auslandsbüro, D  eine Veranstaltung in Deutschland)
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Lateinamerika

6  Pazifikallianz: Strategien zur 
Annäherung an Asien
SOPLA-Konferenz
Medellin, August 2015
12 Rechtsstaat und 
Menschenrechte
II. Interdisziplinäre Tagung
Buenos Aires 
10. – 12. September 2015 
7  Governance-Perspektiven 
für Erneuerbare Energien  
in Lateinamerika
Fachkonferenz
Lima, 14. – 15. September 2015
6  Das institutionelle Design 
des demokratischen Staates
XII. Iberoamerikanischer  
Kongress zum Verfassungsrecht 
Bogotá, 16. – 18. September 2015
10 Herausforderung: Klima­
finanzierung und Emissions-
handel – Perspektiven für 
die COP21 in Paris
Expertenworkshop
São Paulo
23. – 24. September 2015
11 Soziale Marktwirtschaft  
als politisches Angebot: 
Vom Konzept zum politischen 
Programm
SOPLA-Jahrestagung
Montevideo, September 2015
6  Korruptionsbekämpfung in 
interdisziplinärer Perspektive
Kongress
Bogotá
30. September – 1. Oktober 2015
7  Recht auf Leben, 
Meinungsfreiheit, Umwelt-
schutz, indigene Völker, Recht-
sprechungsdialog
II. Brasilianisch-Peruanische 
Tagung zum Grundrechtsschutz 
Lima, 15. – 16. Oktober 2015
1  Lateinamerika und die USA 
vor einer neuen Epoche?
Internationale Konferenz
Mexiko-Stadt, Oktober 2015

Europa und 

NOrdamerika

18 Informationsreise für 
Abgeordnete zum Thema 
„Immigration”
Catania, 12. – 14. September 2015
40 Südkaukasisches Energie
forum 
Internationale Konferenz
Cadenabbia
13. – 15. September 2015
13 Internationale Konferenz 
zur Förderung von Religions- 
und Glaubensfreiheit 
New York, 18. September 2015
14 Deutsch-Britische Fach
tagung mit Finanzexperten
Cadenabbia
24. – 26. September 2015 
14 European Roundtable 
Wilton Park
24. – 26. Oktober 2015
14 Deutsch-Britische Sicher-
heitskonferenz mit RUSI 
Berlin, 2. November 2015
14 Energy-Talks: Fachtagung 
mit EUCERS zum Schwerpunkt 
Russland
London, 18. November 2015
D  Soziale Marktwirtschaft und 
Demokratie – Anknüpfungs-
punkte für die muslimisch 
geprägte Welt
Fachkonferenz
Berlin, 26. November 2015
13 Migration von Flüchtlings-
strömen aus Kriegsgebieten 
des Nahen und Mittleren 
Ostens sowie Afrikas auf den 
Balkan & Migrationsströme  
aus Ländern wie Kosovo oder 
Serbien in die EU
Balkankonferenz 
Washington, 1. Dezember 2015

AUSLANDS- UND VERBINDUNGSBÜROS DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG | LATEINAMERIKA    1  Mexiko, Mexiko-Stadt   2  Guatemala, Guatemala-Stadt   3  Honduras, Tegucigalpa   4  Costa Rica, San José   5  Venezuela, Caracas   6  Kolumbien, Bogotá (Auslandsbüro und regionales 
Rechtsstaatsprogramm Lateinamerika)   7  Peru, Lima (Auslandsbüro und Regionalprogramm Energiesicherheit und Klimawandel Lateinamerika)   8  Bolivien, La Paz (Auslandsbüro und Regionalprogramm Politische Partizipation Indigener in Lateinamerika)   9  Chile, Santiago de Chile (Auslandsbüro und Regionalprogramm 
Soziale Ordnungspolitik Lateinamerika)   10 Brasilien, Rio de Janeiro   11 Uruguay, Montevideo (Auslandsbüro und Regionalprogramm Parteienförderung und Demokratie)   12 Argentinien, Buenos Aires | EUROPA UND NORDAMERIKA    13 USA, Washington D.C.   14 Großbritannien, London   15 Belgien, Brüssel 
(Europabüro)   16 Frankreich, Paris   17 Spanien, Madrid   18 Italien, Rom   19 Estland, Tallinn (Auslandsbüro und Regionalprojekt EU-Russland-Dialog)   20 Lettland, Riga   21 Litauen, Vilnius   22 Belarus, Bürositz: Vilnius   23 Polen, Warschau   24 Tschechische Republik, Prag   25 Slowakische Republik, Bratislava   
26 Ungarn, Budapest   27 Russische Föderation, Moskau   28 Ukraine, Kiew   29 Rumänien, Bukarest (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Südosteuropa)   30 Republik Moldau, Chişinău   31 Bulgarien, Sofia (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   32 Kroatien, Zagreb   33 Bosnien und Herzegowina, 
Sarajevo   34 Serbien, Belgrad   35 Montenegro, Podgorica   36 Kosovo, Pristina   37 Republik Mazedonien, Skopje   38 Albanien, Tirana  39 Griechenland, Athen   40 Georgien, Tiflis (Regionalprogramm Südlicher Kaukasus)   41 Aserbaidschan, Baku   42 Armenien, Eriwan | SUBSAHARA-AFRIKA    43 Senegal/Mali, Dakar   
44 Ghana, Accra   45 46 Benin, Cotonou / Elfenbeinküste, Abidjan (Regionalprogramm Politischer Dialog Westafrika/Sicherheitspolitischer Dialog Afrika)   47 Nigeria, Abuja   48 DR Kongo, Kinshasa   49 Uganda, Kampala   50 Tansania, Dar es Salaam   51 Kenia, Nairobi (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm 
Subsahara-Afrika)   52 Simbabwe, Harare   53 Republik Südafrika, Johannesburg (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   54 Namibia/Angola, Windhuk | NORDAFRIKA UND NAHOST    55 Marokko, Rabat   56 Tunesien, Tunis   57 Israel, Jerusalem   58 Palästinensische Gebiete, Ramallah   59 Libanon, Beirut 
(Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Naher Osten/Nordafrika)   60 Jordanien, Amman (Auslandsbüro und Regionalprogramm Golf-Staaten)   61 62 Türkei, Ankara und Istanbul | ASIEN UND PAZIFIK    63 Kasachstan, Astana   64 Usbekistan, Taschkent (Auslandsbüro und Regionalprogramm Zentralasien)   
65 Afghanistan, Kabul   66 Pakistan, Islamabad   67 Indien, Neu Delhi   68 Myanmar, Yangon   69 70 VR China, Peking und Shanghai   71 Hong Kong (Regionalprojekt Energiesicherheit und Klimawandel Asien-Pazifik)   72 Mongolei, Ulaanbaatar   73 Republik Korea, Seoul   74 Philippinen, Manila   75 Vietnam, Hanoi   
76 Thailand, Bangkok   77 Kambodscha, Phnom Penh   78 Malaysia, Kuala Lumpur   79 Singapur (3 Regionalprogramme: Politik, Medien und Rechtsstaat)   80 Indonesien/Ost-Timor, Jakarta   81 Japan, Tokio (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Asien)
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Nahost/Nordafrika

55 Tanger-Brücke/Scharnier 
über Raum und Zeit
Internationale Fachkonferenz 
Tanger, 2. – 3. Oktober 2015
56 Frauen und Wirtschaft 
Konferenz 
Tunis, 10. Oktober 2015
62 Journalist Self-Awareness 
and Challenges in Local 
Media
Konferenz
Istanbul
23. – 24. Oktober 2015
62 Geopolitik  
im Südkaukasus 
Internationale Konferenz
Istanbul
26. – 27. Oktober 2015
56 3. Adenauer-Forum zur 
Politischen Bildung
Tunis, 27. – 29. November 2015

Subsahara-Afrika

51 Workshop zum  
Internationalen Strafrecht 
Kigali
9. – 10. September 2015
53 Kampf gegen die Korruption
Konferenz in Zusammenarbeit mit 
dem Institute for Accountability in 
South Africa 
Kapstadt, 3. – 4. November 2015 
51 Partizipation  
von Frauen in der Politik 
Jahreskonferenz 
Mombasa
24. – 26. November 2015
51 Rechtsstaatlichkeit 
und Investitionssicherheit
Workshop 
Djibouti, 15. – 16. Dezember 2015

Asien und Pazifik

73 Freiheit und Vereinigung
Internationale Konferenz  
mit der School of Law der  
Korea-Universität 
Seoul, 16. September 2015 
78 4. Deutsch-Malaysischer 
Sicherheitsdialog
Kuala Lumpur
5. – 6. Oktober 2015
72 XIII. Mongolisch-
Deutsches-Forum in Berlin
11. ASEM-Gipfel 2016 
Ulaanbaatar, 23. November 2015
73 Ein Mehrparteiensystem 
für das vereinte Korea
Internationale Konferenz 
mit der Korean Association  
of Party Studies
Seoul, 30. Oktober 2015
73 Integration der nord- und 
südkoreanischen Streitkräfte 
nach der Wiedervereinigung
Seminar 
mit der Hannam-Universität
Daejeon, 12. November 2015
73 De-Indoktrination durch 
demokratiepolitische Bildung
Workshop 
mit der Yeo-Myung School
Seoul, 11. Dezember 2015

AUSLANDS- UND VERBINDUNGSBÜROS DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG | LATEINAMERIKA    1  Mexiko, Mexiko-Stadt   2  Guatemala, Guatemala-Stadt   3  Honduras, Tegucigalpa   4  Costa Rica, San José   5  Venezuela, Caracas   6  Kolumbien, Bogotá (Auslandsbüro und regionales 
Rechtsstaatsprogramm Lateinamerika)   7  Peru, Lima (Auslandsbüro und Regionalprogramm Energiesicherheit und Klimawandel Lateinamerika)   8  Bolivien, La Paz (Auslandsbüro und Regionalprogramm Politische Partizipation Indigener in Lateinamerika)   9  Chile, Santiago de Chile (Auslandsbüro und Regionalprogramm 
Soziale Ordnungspolitik Lateinamerika)   10 Brasilien, Rio de Janeiro   11 Uruguay, Montevideo (Auslandsbüro und Regionalprogramm Parteienförderung und Demokratie)   12 Argentinien, Buenos Aires | EUROPA UND NORDAMERIKA    13 USA, Washington D.C.   14 Großbritannien, London   15 Belgien, Brüssel 
(Europabüro)   16 Frankreich, Paris   17 Spanien, Madrid   18 Italien, Rom   19 Estland, Tallinn (Auslandsbüro und Regionalprojekt EU-Russland-Dialog)   20 Lettland, Riga   21 Litauen, Vilnius   22 Belarus, Bürositz: Vilnius   23 Polen, Warschau   24 Tschechische Republik, Prag   25 Slowakische Republik, Bratislava   
26 Ungarn, Budapest   27 Russische Föderation, Moskau   28 Ukraine, Kiew   29 Rumänien, Bukarest (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Südosteuropa)   30 Republik Moldau, Chişinău   31 Bulgarien, Sofia (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   32 Kroatien, Zagreb   33 Bosnien und Herzegowina, 
Sarajevo   34 Serbien, Belgrad   35 Montenegro, Podgorica   36 Kosovo, Pristina   37 Republik Mazedonien, Skopje   38 Albanien, Tirana  39 Griechenland, Athen   40 Georgien, Tiflis (Regionalprogramm Südlicher Kaukasus)   41 Aserbaidschan, Baku   42 Armenien, Eriwan | SUBSAHARA-AFRIKA    43 Senegal/Mali, Dakar   
44 Ghana, Accra   45 46 Benin, Cotonou / Elfenbeinküste, Abidjan (Regionalprogramm Politischer Dialog Westafrika/Sicherheitspolitischer Dialog Afrika)   47 Nigeria, Abuja   48 DR Kongo, Kinshasa   49 Uganda, Kampala   50 Tansania, Dar es Salaam   51 Kenia, Nairobi (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm 
Subsahara-Afrika)   52 Simbabwe, Harare   53 Republik Südafrika, Johannesburg (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   54 Namibia/Angola, Windhuk | NORDAFRIKA UND NAHOST    55 Marokko, Rabat   56 Tunesien, Tunis   57 Israel, Jerusalem   58 Palästinensische Gebiete, Ramallah   59 Libanon, Beirut 
(Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Naher Osten/Nordafrika)   60 Jordanien, Amman (Auslandsbüro und Regionalprogramm Golf-Staaten)   61 62 Türkei, Ankara und Istanbul | ASIEN UND PAZIFIK    63 Kasachstan, Astana   64 Usbekistan, Taschkent (Auslandsbüro und Regionalprogramm Zentralasien)   
65 Afghanistan, Kabul   66 Pakistan, Islamabad   67 Indien, Neu Delhi   68 Myanmar, Yangon   69 70 VR China, Peking und Shanghai   71 Hong Kong (Regionalprojekt Energiesicherheit und Klimawandel Asien-Pazifik)   72 Mongolei, Ulaanbaatar   73 Republik Korea, Seoul   74 Philippinen, Manila   75 Vietnam, Hanoi   
76 Thailand, Bangkok   77 Kambodscha, Phnom Penh   78 Malaysia, Kuala Lumpur   79 Singapur (3 Regionalprogramme: Politik, Medien und Rechtsstaat)   80 Indonesien/Ost-Timor, Jakarta   81 Japan, Tokio (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Asien)
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Zakaria Abouddahab, Vize-Doyen  
FSJES, Helmut Reifeld, Leiter des KAS-
Auslandsbüros Marokko, David McAllister 
MdEP, Abdelkrim Bennani, Präsident 
ARFDD, Ahmed Touhami, Rupert Joy 
(v.l.)

Im Rahmen eines Informations- und Gesprächs

programms in London diskutierte der Vorsitzende 

der KAS, Dr. Hans-Gert Pöttering, mit hochrangigen 

Politikern, Experten aus Think Tanks, der Finanz

wirtschaft und Universitäten sowie Studenten über 

die Perspektiven Großbritanniens in der EU. Er traf 

dabei unter anderem den ehemaligen britischen 

Premierminister Sir John Major, den britischen Euro-

paminister David Lidington und den Minister a. D. 

Kenneth Clarke. Ein besonderer Höhepunkt war  

der Gedankenaustausch mit Baron Charles Henry 

Plumb, ehemaliger und bisher einziger britischer 

Präsident des Europäischen Parlaments (1987 bis 

1989).

Die Perspektiven Gross-
britanniens in der EU

Minister a.D. Kenneth 
Clarke MP, Dr. Hans-
Gert Pöttering, Hans-
Hartwig Blomeier,  
KAS-Auslandsbüro 
Großbritannien (v.l.)

Marokkanisch-europäischer 
Austausch in Rabat

Am 25. und 26. Mai 2015 führten das KAS-Auslandsbüro in 

Marokko und die „Association Ribat al Fath pour le développe-

ment durable” (ARFDD) zum elften Mal ihre gemeinsame jähr-

liche Hauptveranstaltung zur Bedeutung der Zusammenarbeit 

zwischen der EU und Marokko durch. Hauptredner vor über 

300 Vertretern des politischen Lebens in Rabat war David 

McAllister, ehemaliger Ministerpräsident von Niedersachsen 

und jetziges Mitglied des Europäischen Parlaments, der die 

langfristigen politischen und wirtschaftlichen Entwicklungs

perspektiven der EU skizzierte. Kommentiert und unterstützt 

wurden seine Ausführungen von Ahmed Touhami, Vizepräsi-

dent der Ersten Kammer des marokkanischen Parlaments.

Capital Markets Union – 

Eine Simulation

Gemeinsam mit der Standard 

Chartered Bank, KPMG und 

Experten der University of Cam­

bridge organisierte die KAS eine 

hochrangige Simulation zur Aus­

gestaltung der Capital Markets 

Union. Selbige befindet sich im 

Konsultationsprozess, so dass ein 

entsprechend hohes Interesse bei 

beteiligten und betroffenen Insti­

tutionen (Banken, Versicherungen, Finanzdienstleistern,  

EU-Kommission, Think Tanks und Finanzministerien) zu 

verzeichnen war. Über 60 Experten trafen sich dazu in Lon-

don und „spielten” in einem sogenannten Simulation Game 

die Erwartungen und Befürchtungen der diversen privaten  

und staatlichen Akteure durch. Ergebnis war eine konkrete 

Empfehlung, die fristgerecht an die EU geleitet wurde.

Die EU-Kommission führt derzeit einen Konsultations-

prozess zur Reform der Europäischen Nachbarschafts-

politik (ENP) durch. Vor diesem Hintergrund brachte 

das KAS-Länderbüro Tunesien/Algerien/Libyen am  

5. Juni 2015 tunesische, marokkanische und algeri-

sche Experten zusammen, um Vorschläge zur künf

tigen Gestaltung der ENP zu erarbeiten. Einig waren 

sich die Teilnehmer darin, dass der geographische 

Zuschnitt, der derzeit die östlichen wie die südlichen 

Anrainerstaaten der EU erfasst, genauso überdacht 

werden müsse wie die Bezeichnung „Nachbarschafts-

politik” selbst, da diese eine 

semantische Herabstufung 

der Partnerländer darstelle. 

Deutlich wurde, wie wichtig 

eine auf gegenseitigem Res-

pekt und Vertrauen basieren-

de Tonalität in der euro-

päischen Politik gegenüber 

den Maghreb-Staaten ist. 

Mehr Respekt bitte! 

Experten aus dem Maghreb fordern  

Umdenken in der ENP

Zusammen mit  
der Leiterin des 
multinationalen 
Entwicklungsdialogs 
der KAS, Sabina 
Wölkner, und dem  
stellv. General­
sekretär der EVP, 
Christian Kremer, 
haben die Experten 
eine maghrebinische 
Perspektive für die 
Reform der ENP 
ausgearbeitet.
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Europa  

in der Diskussion

Die KAS, die Stiftung für  

ein Bürgerliches Ungarn und 

die Hanns-Seidel-Stiftung 

veranstalteten am 4. Juni 

2015 ein internationales 

Symposium mit 120 Teilnehmern zu aktuellen 

europapolitischen Themen unter Beteiligung von 

Manfred Weber MdEP, Fraktionsvorsitzender der 

Europäisches Volkspartei im Europäischen Parla­

ment, und Zoltán Balog, ungarischer Minister für 

Humanressourcen. Die Teilnehmer diskutierten 

u. a. über die europäische Migrationspolitik und 

die Flüchtlingskrise. „Wir müssen jeden Immig­

ranten aus einem Kriegsgebiet hineinlassen, um 

sein Leben zu schützen. Keiner, der eine werte­

gebundene Politik macht, kann gegen die Hilfe 

für diese Menschen sein”, erklärte Weber.

+ + + Kurzmeldung + + +

Anlässlich des 85. Geburtstages des ehema-

ligen deutschen Bundeskanzlers und Ehren-

bürgers Europas, Dr. Helmut Kohl, veran

stalteten die KAS und das Institut des 20. 

Jahrhunderts am 2. Juni 2015 einen interna-

tionalen Gedankenaustausch über Europa, 

an dem mehr als 250 Gäste aus Politik, Wirt-

schaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft teil-

nahmen. Als Redner würdigten u. a. Ungarns 

Ministerpräsident Viktor Orbán und Österreichs Bundeskanzler a. D.  

Dr. Wolfgang Schüssel die Verdienste des „Kanzlers der Einheit” um die 

europäische Integration und die Vorbereitung der EU-Erweiterung. Kohls 

langjähriger politischer Weggefährte, der KAS-Ehrenvorsitzende und 

Ministerpräsident a. D. Prof. Dr. Bernhard Vogel, hob dessen Bedeutung 

für die Modernisierung seiner Partei hervor. Laut Vogel sei Kohl „immer 

in erster Linie Parteivorsitzender und dann Kanzler” gewesen.

Die für Außen- und Europapolitik federführenden 

Parlamentsausschüsse Georgiens, der Republik  

Moldau und der Ukraine kamen am 4. und 5. Mai 2015  

auf Initiative der KAS in Tiflis zur Unterzeichnung der 

„Deklaration über eine Interparlamentarische Koope-

rationsinitiative (IPCI)” zusammen. In der Deklaration 

bekräftigten die drei Parlamente nicht nur ihr gemein-

sames Bekenntnis zu Europa, sondern sandten im 

Vorfeld des Gipfels zur Östlichen Partnerschaft, wel-

cher vom 21. bis 22. Mai in Riga stattfand, auch ein 

starkes Signal an Brüssel. Im Rahmen der Interparla-

mentarischen Kooperationsinitiative ist eine verstärkte 

Zusammenarbeit der Parlamente auf unterschiedlichen 

Ebenen vorgesehen. So sieht die Initiative u. a. jähr-

lich stattfindende Treffen der Vorsitzenden der für 

Außen- und Europapolitik zuständigen Parlaments

ausschüsse vor, um gemeinsame Positionen vis-a-vis 

der Europäischen Union im Rahmen der Östlichen 

Partnerschaft abzustimmen.

In Kooperation mit dem Zentrum für Internationale  

Studien der Getulio-Vargas-Stiftung sowie der Delega

tion der EU in Brasilien organisierte die KAS den Vierten 

Europatag im Europäischen Haus, dem Verwaltungssitz 

der deutschen und französischen Generalkonsulate in 

Rio de Janeiro. Zahlreiche Vertreter des diplomatischen 

Corps, Führungsfiguren renommierter brasilianischer 

Politinstitutionen sowie interessierte Masterstudenten 

wohnten dem eintägigen Event bei. Der Europatag ver-

deutlichte einmal mehr die stetige Intensivierung der 

europäisch-brasilianischen Beziehungen. In drei Panels 

thematisierten die Teilnehmer die Chancen für eine 

nachhaltige Entwicklung Europas, bei der Faktoren wie 

Städteplanung, Klimawandel und die 2015 auslaufenden 

VN-Millenniumsziele eine wichtige Rolle spielten.

Kanzler der Einheit –  
Deutschland und Europa

Unterzeichnung 
der „Deklaration 
über eine Inter­
parlamentarische 
Kooperationsinitia­
tive” durch Vertre­
ter der Parlamente 
Georgiens, der 
Republik Moldau 
und der Ukraine

Viktor Orbán mit Bernhard Vogel

engere Zusammenarbeit  
im Bereich AuSSen- und 
Europapolitik

Georgien | Republik Moldau | Ukraine Eröffnet wurde 
der Europatag 
u. a. von Felix 
Dane, Leiter 
des KAS-Aus-
landsbüros in 
Brasilien (3.v.r.).

Vierter Europatag in Brasilien
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Die KAS veranstaltete am 26. März 2015 in Zusammen-

arbeit mit dem Institut für Auswärtige Angelegenheiten 

und Außenwirtschaft (KKI) eine Konferenz zu den Ver-

handlungen über die transatlantische Handels- und 

Investitionspartnerschaft (TTIP). Ziel war eine intensive 

Auseinandersetzung mit dem Thema, da in Ungarn ein 

öffentlicher Kurs darüber nur in Ansätzen geführt wird. 

Der Leiter des KAS-Auslandsbüros Ungarn, Frank 

Spengler, und der Generaldirektor des KKI, Márton 

Schőberl, führten in die Debatte ein. Dr. István Mikola, 

Staatssekretär für Sicherheitspolitik und Internationale 

Kooperation, betonte, dass vor allem die Gesellschaft 

durch eine transparente Arbeitsweise mit einbezogen 

werden müsse. An der anschließenden Podiumsdiskus

sion nahmen Vertreter aus Deutschland, Ungarn, der  

EU und den USA teil. Einigkeit bestand darin, dass die 

Verhandlungspartner zwar an gleichen Zielen arbeite-

ten, diese bisher aber auf unterschiedlichen Wegen zu 

erreichen versuchten.

In welchem historischen Kontext entstand die  

Soziale Marktwirtschaft? Welche Gesetzgebung kann 

Monopolen den Garaus machen? Und wie funktioniert 

Sozialpartnerschaft in Deutschland? Diese und viele 

andere Fragen behandelte der Lehrgang zur Sozialen 

Marktwirtschaft, den das KAS-Auslandsbüro Mexiko 

bereits zum vierten Mal durchführte. Experten aus 

ganz Lateinamerika brachten den Teilnehmern dieses 

Konzept nahe und analysierten seine Anwendbarkeit 

in Mexiko. Der neuntägige Lehrgang, der von der 

Universität La Salle in Chihuahua offiziell als Diplom-

lehrgang zertifiziert wird, wurde gemeinsam mit 

Mitgliedern des mexikanischen Netzwerks „RED de 

Economía Social de Mer-

cado” (ESM) organisiert, 

zu dem neben Universi-

täten u. a. der Unterneh-

merverband Coparmex 

gehört. Er soll Multipli-

katoren und Entschei-

dungsträger in Politik, 

Wirtschaft und Gesell-

schaft für das Thema 

sensibilisieren und sie 

zu einer weiteren Ausei-

nandersetzung mit der 

Sozialen Marktwirtschaft 

anregen.

Die World Trade Organization (WTO) geht für 2015 

und 2016 weltweit von einem moderaten Handels-

wachstum aus. Sicherheits- und geopolitische 

Herausforderungen haben erheblichen Einfluss auf 

den Warenaustausch, der zumeist über Seewege 

abgewickelt wird. Darüber diskutierten Experten  

aus Lateinamerika und Deutschland im Mai 2015  

im Rahmen eines Seminars des Regionalprogramms 

„Soziale Ordnungspolitik in Lateinamerika” (SOPLA) 

in Panama-Stadt. Hier liegt der Eingang zu einem 

Nadelöhr der Weltwirtschaft – dem Panamakanal. 

Auch jenseits der berühmten Wasserstraße spielen die 

Länder Lateinamerikas auf vielfältige Weise eine nicht 

zu vernachlässigende Rolle im Globalisierungsprozess. 

Im Mittelpunkt des Seminars standen sicherheitspoliti-

sche Gefahren wie Terrorismus, Piraterie, Cyber-Angriffe 

und Drogenschmuggel. Auch das bemerkenswerte 

Engagement Chinas in der Region wurde thematisiert. 

Chinesische Investoren suchen zunehmend nach 

Geschäftsmöglichkeiten in Lateinamerika. Der geplante 

Nicaragua-Kanal ist eines der prominentesten Beispie-

le, dessen Umsetzung aber fraglich ist.

Diskussion um TTIP  
auch in Ungarn

Soziale Marktwirtschaft 
für Mexiko

Maritime Lebensadern:  
Welthandel und Sicherheit

Die Seminar­
teilnehmer disku­
tierten europäische 
und lateinamerika­
nische Heraus­
forderungen einer 
fortschreitenden 
Globalisierung.

Dr. István Mikola, 
Staatssekretär im 
Ministerium für 
Außenwirtschaft 
und Auswärtige 
Angelegenheiten

Eine der Teilnehmerinnen am Lehr­
gang, Lourdes Toledo Tapia, bei der 
Präsentation ihrer Einzelarbeit
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„Ökonomisch aussichtsreich, 

geostrategisch bedeutend”

Auf großes Interesse stieß die Studienvorstel­

lung des KAS-Regionalprogramms „Soziale 

Ordnungspolitik in Lateinamerika” (SOPLA), 

die im März 2015 in Costa Rica stattfand.  

Während sich Ökonomen aufgrund der viel­

versprechenden ökonomischen Effekte für eine 

vertiefte handelspolitische Integration im Rah­

men der Pazifikallianz aussprechen, agiert die 

sozialdemokratische Regierung Solís abwar­

tend, und die Zivilgesellschaft ist skeptisch. 

Diskutiert wurde in San José, Costa Rica, auch 

die geostrategische Komponente des Projekts.

Duale Bildung in Slowenien und Kroatien

In Anwesenheit des Vorsitzenden der Telekom-

Stiftung, Prof. Dr. Wolfgang Schuster, veran­

staltete die KAS im April 2015 zwei Veran­

staltungen zur dualen Bildung als Instrument  

zur Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit. 

Partner waren dabei in Slowenien die Deutsche 

Botschaft, vertreten durch die Botschafterin  

Dr. Anne Prinz, und in Kroatien, neben der 

AHK, die „Zagreber Initiative” für Soziale 

Marktwirtschaft. Im Rahmen der Gespräche 

wurden theoretische Modelle sowie praktische 

Erfahrungen diskutiert.

Gemeinsam mit dem libanesischen Think-Tank 

Maison du Futur veranstaltete die KAS am 30. Mai 

2015 in Beirut die internationale Konferenz „Ein 

Arabischer Marshallplan: Eine Partnerschaft und 

Kooperation für die Zukunft des Nahen Ostens”. 

Angesichts der jüngsten arabischen Umbrüche 

thematisierte die Konferenz Fragen der geopoliti-

schen Ordnung im Nahen Osten, wie die Konflikte 

innerhalb des politischen Islam, die Folgen des 

Arabischen Frühlings und die Verschiebungen des 

regionalen Mächtegleichgewichts. Diskutiert wurde u. a. die Aufstellung  

von Richtlinien für einen arabischen Marshallplan, insbesondere für einen 

demokratischen Wiederaufbau Syriens. Zu Gast war der vormalige bayerische 

Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein. In seinem Vortrag beleuchtete er  

die Rolle der Sozialen Marktwirtschaft für eine positive Entwicklung im Nach-

kriegsdeutschland auf Grundlage des Marshall-Plans.

Die Soziale Marktwirtschaft 
in der arabischen Welt?

Dr. Günther Beckstein, Peter  
Rimmele und Amine Gemayel (v.l.)

Der Dachverband AGEF, der sich in Marokko für Schu-

lungen im Personalbereich einsetzt, ist der wichtigste 

Partner der KAS in allen Fragen der Sozialen Marktwirt-

schaft. An der Jahreshauptversammlung am 24. und 

25. April 2015 in Marrakesch nahmen weit über 300 

Personen – eine Rekordzahl – teil. Auch Partnerorgani-

sationen aus Tunesien, Mali und Senegal waren vertre-

ten. Diese Internationalität unterstreicht auch Marokkos 

Interesse, sich als wirtschaftliches und politisches Tor 

zu Westafrika zu etablieren. Den 

Hauptvortrag hielt Dr. Sabine 

Donauer, die in ihrer preisge

krönten Dissertation die wirt-

schaftspolitische Bedeutung  

der „Human Ressources” unter-

suchte. Sie skizzierte knapp und 

prägnant die Verknüpfung wirt-

schafts-, wissenschafts- und 

sozialpolitischer Entwicklungen in 

Europa und den USA, die den kontinuierlichen Bedeu-

tungszuwachs dieses Ansatzes erklären. In Anwesenheit 

des marokkanischen Arbeitsministers wurde abschlie-

ßend das aktualisierte Partnerschaftsabkommen von 

KAS und AGEF unterzeichnet.

Jahrestreffen mit Dach-
verband AGEF in Marokko

Dr. Sabine Donauer, Historikerin

Die erste Privatsektorkonferenz 

auf Einladung des KAS-Auslands-

büros Uganda fand am 30. Juni 

2015 in Kampala statt. Im Fokus 

stand die Rolle des Privatsektors 

für inklusives Wachstum. Die  

Konferenz fand in Kooperation  

mit verschiedenen ugandischen 

Unternehmensverbänden statt. 

Die rund 180 Teilnehmer disku-

tierten vor allem die Frage, wie Unternehmer ihre 

Gewinnorientierung mit einem Beitrag zum Gemein-

wohl vereinbaren können. In ihrer Ansprache lobte 

die ugandische Ministerin Amelia Kyambadde die 

Initiative der KAS, ein solch umfassendes Dialog

forum mit zentralen Akteuren der Privatwirtschaft  

zu schaffen. Die Konferenz bildete den Auftakt zu 

einer weiteren Kooperation der KAS mit den wich-

tigsten Dachverbänden des Privatsektors, um einen 

kontinuierlichen Dialog zur werteorientierten Wirt-

schaftspolitik und zur sozialen Verantwortung von 

Unternehmen zu fördern.

Der Beitrag des Privat-
sektors zu inklusivem 
Wachstum in Uganda

Die ugandische 
Ministerin für 
Handel, Industrie 
und Kooperativen, 
Amelia Kyambad­
de, mit Mathias 
Kamp, Auslands­
mitarbeiter der 
KAS in Uganda

+ + + Kurzmeldungen + + +
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staatliche Institutionen angesichts 

extremer sozialer Ungleichheit, 

Korruption, der Bedrohung durch die 

organisierte Kriminalität und tiefer 

politischer Verwerfungen. In diesem 

Jahr wurde der Kongress mit dem 

Treffen der Studiengruppe für Verfas-

sungsgerichtsbarkeit und Grundrechte 

verbunden. Dadurch konnten die Teil

nehmer bestehende Gesprächskanäle 

zwischen Wissenschaft und Praxis wei-

ter intensivieren. Das Verfassungsrich-

tertreffen zeichnet sich als fruchtbare 

Plattform für einen kontinuierlichen 

Dialog auf höchster Richterebene aus.

Auf Einladung des Wahlgerichts Honduras und der 

Konrad-Adenauer-Stiftung trafen sich im Mai Vertreter 

der Wahlgerichtshöfe von Costa Rica, Guatemala, 

Honduras und Panama in Honduras. Hauptthema war 

die Frage der Verfassungskontrolle der Wahlgerichte – 

hier kommt es immer wieder zu Reibungen zwischen 

Verfassungs- und Wahlgerichtsbarkeit. Fest stand, 

dass in Wahlangelegenheiten die Rechtsprechung der 

Wahlgerichte nicht infrage gestellt werden sollte, um 

eine Judizialisierung 

von Wahlen und Par-

teiangelegenheiten zu 

vermeiden. Hier sei 

eine entsprechende 

Akzeptanz durch die 

Verfassungsgerichte 

nötig, so die einhellige 

Meinung der Wahl

richter.

Seit mehr als 700 Jahren leben 

Roma in Europa, heute sind  

es zehn bis zwölf Millionen, 

über 80 Prozent sind sesshaft. 

Welches jedoch sind die sozia-

len und kulturellen Ursachen 

für den immer noch hohen  

Migrantenanteil, welches die 

Auswirkungen der Migration? 

Mit diesen Fragen beschäftigten sich Experten aus 

Rumänien, Bulgarien, Albanien und Deutschland wäh-

rend eines Workshops des Rechtsstaatsprogramms 

Südosteuropa im Juli 2015. Systematischer Ausschluss 

vom Arbeitsmarkt, unzureichende Bildungsangebote, 

mangelnde Durchsetzung der Schulpflicht, schlechte 

Gesundheitsversorgung, Armut und daraus resultie-

rende prekäre Lebensverhältnisse sowie vielfältige 

Diskriminierung sind kennzeichnend für die Situation 

der Roma in vielen Ländern. Zur Verfügung stehende 

EU-Mittel werden oft nicht abgerufen, um Roma unter 

Migrationsdruck zu setzen. Diese suchen dann eine 

bessere Zukunft in einem anderen Land: ubi bene  

ibi patria (Wo es gut ist, ist Heimat).

Präsidenten und Richter lateinamerikanischer Ver

fassungsgerichte trafen sich im Juni auf Einladung 

des Interamerikanischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte (IAGMR) und des Rechtsstaatsprogramms 

Lateinamerika der KAS in Costa Rica, um unter dem 

Titel „Recht und Gerechtigkeit in Amerika: Vom 

Dialog zur Kooperation” aktuelle Herausforderungen 

für Verfassungsgerichtsbarkeit und Menschenrechts-

schutz zu debattieren. 

In zwei intensiven Sitzungstagen wurden eine Ver

stärkung der Kooperation der nationalen Gerichte mit 

dem IAGMR sowie aktuelle Problemthemen erörtert, 

z. B. das Recht auf Meinungsfreiheit, die Rechte von 

Migranten und strukturelle Herausforderungen für 

Zentralamerikanische Wahlgerichtshöfe: 

Gegen eine Judizialisierung von 
Wahl- und Parteiangelegenheiten

Roma-Migration:  
ubi bene ibi patria 

Vom Dialog zur Kooperation: 

XXI.  Verfassungsrichtertreffen Lateinamerika

Teilnehmer der 
Regionalkonferenz 
für Wahlgerichte 
aus Costa Rica, 
Guatemala, Hon­
duras und Panama 

Rechtsstaat
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In den vergangenen Jahren hat das demokratische 

Konzept der Gewaltenteilung teilweise erhebliche Ver-

änderungen erfahren. Insbesondere die politischen 

Entwicklungen in Staaten der südlichen Hemisphäre 

haben dazu geführt, dass die traditionelle Doktrin der 

Gewaltenteilung nicht mehr allein einen ordnungs

politischen Rahmen bildet. Vor allem hier bedarf es 

einer grundlegenden Bestandsaufnahme und Neu

definition des Konzeptes und ihrer realen Ausformung.  

Vor diesem Hintergrund veranstaltete die KAS ge-

meinsam mit ihrem Partner SAIFAC in Südafrika einen 

Kongress, der sich mit der Frage auseinandersetzte, 

wie sich die Gewaltenteilung im 21. Jahrhundert ver

ändert hat. An der Konferenz nahmen Verfassungs-

rechtler aus Afrika, Asien, Lateinamerika, Europa und 

den USA teil. Sie betonten die Rolle unabhängiger 

Gerichte mit der zunehmenden Schwächung politischer 

Gremien. Auch die zunehmende Bedeutung sozioöko-

nomischer Rechte und solche der dritten Generation, 

die in modernen Verfassungen Ausdruck finden, 

wurden diskutiert. Eine Vielzahl neuer, unabhängiger 

Institutionen, etwa der Human Rights Commission und 

der Public Protector in Südafrika, nehmen eine nicht  

zu vernachlässigende Rolle ein.

Was ist zu tun, um die Demo

kratie zu schützen, wenn Dik

tatoren die Macht durch einen 

Staatsstreich erringen oder nach 

gefälschten Wahlen damit begin-

nen, die Verfassungsordnung zu 

unterlaufen und die staatlichen 

Institutionen gleichzuschalten? 

Eine vom früheren tunesischen 

Staatspräsidenten Marzouki ins 

Leben gerufene Initiative schlägt 

die Einrichtung eines Internatio-

nalen Verfassungsgerichtes vor. 

Dieses soll Wahlen annullieren und Verfassungen bean-

standen können, wenn darin formulierte Freiheitsrechte 

nicht den internationalen Standards entsprechen. Verfas-

sungsexperten aus mehreren Kontinenten diskutierten  

bei einem durch das Rechtsstaatsprogramm Naher Osten/

Nordafrika und das KAS-Auslandsbüro Marokko organisier-

ten Kolloquium die Realisierbarkeit eines solchen Vorha

bens. Allerdings konnten die Befürworter dieser Einrich-

tung keine Einigkeit mit den Gegnern eines solchen 

Gerichts, die sich im Wesentlichen auf das Fehlen eines 

globalen Verfassungsrechtes und die nationalstaatliche 

Souveränität beziehen, erzielen. Die Veranstaltung fand im 

Juni 2015 in der Universität Mohammed V in Rabat statt. 

Eine funktionierende Justiz ist für die 

Gewährleistung von Rechtsstaatlichkeit 

unverzichtbar. Neben den persönlichen 

Voraussetzungen, die ein Richter für 

seinen Beruf mitbringen muss, sind 

auch die institutionellen Arbeitsbedin-

gungen von entscheidender Bedeutung 

für eine korrekte und zeitnahe Bear

beitung von Rechtsstreitigkeiten. Vor 

diesem Hintergrund diskutierten im  

Juni erfahrene Praktiker aus ASEAN-Mitgliedstaaten 

und Deutschland in Manila aktiv verschiedene 

Reformbemühungen zur Verbesserung von Gerichts- 

und Fallmanagement. Dabei wurde auch die Bedeu-

tung richterlicher Ausbildungseinrichtungen für die 

Umsetzung von Reformen thematisiert. Teilnehmer 

waren die Leiter von staatlichen Richterausbildungs-

einrichtungen der Region, Richter und Rechtswissen-

schaftler. Als deutscher Experte stand der Präsident 

des Landgerichts Berlin, Dr. Bernd Pickel, zur Verfü-

gung. Die Veranstaltung wurde zusammen mit der 

Philippinischen Richterakademie organisiert. Sie steht 

im Kontext einer Reihe von Konferenzen zum Thema 

Richterausbildung und ergänzte eine Delegationsreise 

von Richterausbildungsleitern aus ASEAN, die im Mai  

nach Deutschland stattfand.

Die „neue” Gewaltenteilung

Braucht die Welt  
ein Internationales  
Verfassungsgericht?

ASEAN: Gerichts-  
und Fallmanagement  
verbessern

Vertreter der 
International 
Association of 
Constitutional Law 

Eröffnungsan­
sprache von Marc 
Spitzkatz, Leiter 
des KAS Rechts­
staatsprogramms 
Asien 

Rechtsstaat

Der renommierte Verfas­
sungsexperte Professor 
Dr. Christian Tomuschat.
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Energie-,  Klima- und Umweltpolitik 

Die Herausforderungen der energiepolitischen 

Integration in Zeiten des Klimawandels in Latein-

amerika wurden Anfang Juni in Brasiliens Haupt-

stadt mit Energieexperten aus über zehn Ländern 

Lateinamerikas diskutiert. 

Im Zuge dieser zweitägigen Fachkonferenz, die mit 

einem Impuls der Botschafterin Mariangela Rebuá, 

Direktorin der Abteilung Energie im brasilianischen 

Außenministerium, begann, kamen verschiedene 

energiepolitische Herausforderungen wie die Netz

integration oder die Gas- und Ölversorgung zur 

Sprache. Insbesondere die Gefahr des Klimawan-

dels für Wasserkraftwerke war dabei wiederholt ein 

Thema. Die Veranstaltung wurde vom KAS-Regio-

nalprogramm Energiesicherheit und Klimawandel 

Lateinamerika in Kooperation mit den Partnern  

CEBRI (Brasilianisches Zentrum für Internationale 

Beziehungen) und ACEP (Vereinigung für Volks

studien) aus Argentinien organisiert.

Energiepolitische Integration  
in Lateinamerika

Dr. Christian Hüb­
ner, Leiter des KAS-
Regionalprogramms 
Energiesicherheit 
und Klimawandel 
Lateinamerika, 
Fiorella Molinelli 
Aristondo, Wirt­
schaftswissenschaft­
lerin und Beraterin 
der Sociedad Perua­
na de Hidrocarburos 
(SPH) in Energie­
fragen, Luis Alberto 
Lacalle Pou, uru­
guayischer Politiker  
und Präsident­
schaftskandidat der 
Nationalpartei bei 
den Wahlen im Jahr 
2014, Carlos Rizzuti, 
stellv. Vorsitzender 
der Asociación Civil 
Estudios Populares 
Argentiniens (v.l.)

Forschungsmethoden und Lösungsstrategien für den 

Umgang mit den Folgen des Klimawandels wurden in 

einem gemeinsamen Workshop des Mandela-Instituts 

und des KAS-Auslandsbüros Südafrika thematisiert. 

Im Vordergrund stand die Sensibilisierung für den 

Klimawandel als globale Herausforderung und das 

gemeinsame Verantwortungsbewusstsein beim 

Umgang mit dessen Auswirkungen. 

Das vorgestellte Forschungsprojekt des Mandela-

Instituts untersucht, wie der Einsatz Erneuerbarer 

Energien die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 

fördern kann. „Es soll ein fortwährender, zivilgesell-

schaftlicher Diskurs angeregt werden, um die unter-

schiedlichen Interessen von Regierung, Wirtschaft  

und Zivilgesellschaft in dem gemeinsamen Ziel des 

Umweltschutzes, politischer Stabilität, des Wirt-

schaftswachstums und sozialen Ausgleichs zu einen”, 

so Senior Researcher Dr. Fola Adeleke. Vor diesem 

Hintergrund betonte Dr. Holger Dix, Leiter des KAS-

Auslandsbüros Südafrika: „Gemeinsam mit unseren 

Partnern wollen wir einen Beitrag zum Klimaschutz 

leisten. Die Aktivitäten der Konrad-Adenauer-Stiftung 

in Deutschland und weltweit spiegeln das Bestreben 

nach umweltfreundlicher und wirtschaftlich nachhal

tiger Energieversorgung wider”.

Erneuerbare Energien und kommunale Bedürfnisse 

Forschungsmethoden und Lösungsansätze
im Umgang mit dem Klimawandel

Dr. Fola Adeleke, 
Senior Researcher 
Mandela-Institut,
und Dr. Holger Dix, 
Leiter des KAS-
Auslandsbüros 
Südafrika (v.l.)
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Energie-,  Klima- und Umweltpolitik 

Dr. Frank Umbach, 
EUCERS, Dr. Kanat 
Baigarin, Vizepräsi­
dent der Nazarba-
jev-Universität,  
Prof. Dr. Friedbert 
Pflüger, EUCERS, 
Federico Tarantini, 
Generaldirektion 
Energie, EU-Kom­
mission, und Hans-
Hartwig Blomeier, 
KAS-Auslandsbüro 
Großbritannien (v.l.)

Am 27. Mai trafen sich Umweltpolitiker und -experten 

aus den unterschiedlichsten Gemeinden Perus, Chiles, 

Brasiliens und Mexikos in Lima, um sich über Erfah-

rungen und Strategien zur Anpassung an den Klima-

wandel auf kommunaler Ebene auszutauschen. Die 

Konferenz wurde in Kooperation des KAS-Regionalpro-

gramms Energiesicherheit und Klimawandel in Latein-

amerika, dem Kommunalen Forschungs- und Schu-

lungsinstitut (INICAM) aus Peru, dem brasilianischen 

Carbon Disclosure Project (CDP) sowie dem A2G 

Climate Partner (Peru) umgesetzt. Im Rahmen einer 

Zusammenarbeit mit dem peruanischen Umweltminis-

terium war es zudem möglich, die Veranstaltung im 

offiziellen Rahmenprogramm der gleichzeitig stattfin-

denden Woche für das Klimaengagement („Semana 

del Compromiso Climático”) in Lima durchzuführen, 

sodass die Veranstaltung mit über 130 Teilnehmern ein 

sehr großes Publikum ansprechen konnte.

Überregionale Klima-Kommunalpolitik  
in Lateinamerika

Sandra Torres, 
Provinzverwaltung 
Arequipa, Álvaro 
Ugarte, INICAM, 
Lenkiza Angulo, 
PACC Perú, und 
Alberto Baran­
diarán, Umwelt-
ministerium 
Peru (v.l.)

Am 5. Mai 2015 organisierte das KAS-Auslandsbüro  

Marokko in Zusammenarbeit mit der Fakultät für Rechts-, 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften der Universität 

Mohammed V. eine Konferenz zum Thema „Klimawandel:  

Die Herausforderungen der COP 21”. Marrakesch wird  

2016 in der Nachfolge von Paris die 22. UN-Klimakonferenz  

(COP 22) ausrichten, was das steigende Interesse Marokkos 

an Klimafragen verdeutlicht. Diese Entwicklung manifestiert 

sich zudem bereits in der Verfassung von 2011, in der der 

Zugang zu sauberem Wasser und einer gesunden Umwelt  

als Grundrecht jedes Bürgers genannt wird. Vor diesem 

Hintergrund war das Zusammentreffen marokkanischer 

Experten zum Thema Klimawandel von besonderer Bedeu-

tung. Die Redebeiträge entfachten eine lebendige und 

bereichernde Diskussion zwischen Experten, Studierenden 

und Vertretern der Zivilgesellschaft.

Fachkonferenz: COP 21 

Die Herausforderungen  
des kommenden Klimagipfels

Im Rahmen der gemeinsam mit dem European  

Centre for Energy and Resource Security (EUCERS) 

am King’s College in London durchgeführten Work-

shop-Serie zu Fragen der Energiesicherheit und 

-versorgung diskutierten Experten aus Kasachstan, 

Brüssel und Berlin die wachsende Bedeutung Kasachs-

tans als Energielieferant. Angesichts der durch die 

Ukraine-Krise für zahlreiche europäische Länder 

aufgeworfenen Energiesicherheitsfragen erfährt 

Kasachstan als Energielieferant eine deutlich gestie-

gene Aufmerksamkeit. Die Veranstaltung war auch 

Teil einer Reihe weiterer Diskussionsrunden mit der 

Nasarbajew-Universität, EUCERS und dem KAS-

Auslandsbüro Großbritannien.

EUCERS-Energy Talk in 
London
Der Aufstieg Kasachstans 

zur Energie-Supermacht

Mohamed Boussaid, 
Technischer Berater 
GIZ, Zakaria Aboud­
dahab, Vize-Doyen 
FSJES, Helmut 
Reifeld, Leiter des  
KAS-Auslandsbüros 
Marokko (v.l.)
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Deutsch-Türkischer  
Journalistenaustausch

Vom 20. bis zum 23. Mai fand in Antalya das bereits 

29. Deutsch-Türkische Journalistenseminar statt. Ziel 

der Veranstaltung war es, den Dialog zwischen deut-

schen und türkischen Medienschaffenden zu aktuellen 

politischen Themen zu fördern. So wurde u.a. über  

die Parlamentswahlen in der Türkei, die anstehende 

Verfassungsreform, die Entwicklungen im Nahen Osten 

und die durch den Syrien-Konflikt hervorgerufene 

Flüchtlingskrise diskutiert.

Thematisiert wurden auch die Ukraine-Krise und die 

Frage „Wird die Welt in einen neuen Kalten Krieg 

getrieben?”. Große Aufmerksamkeit erhielt außerdem 

die Vorstellung einer Studie zum Deutschlandbild in 

der Türkei. Teilnehmer des Workshops waren rund  

30 Journalisten und Kommunikationsexperten füh

render Medien aus Deutschland und der Türkei. Die 

Veranstaltung trug neben dem länderübergreifenden 

fachlich-politischen Dialog ebenfalls dazu bei, sich  

ein vorurteilsfreies Bild aus erster Hand über die  

Lage im jeweils anderen Staat zu machen. 

Die E-lection Bridge Africa hat in diesem Jahr ein 

kleines Jubiläum gefeiert: Zum fünften Mal brachte 

das KAS-Medienprogramm Subsahara-Afrika Politiker 

und Kommunikationsstrategen aus Deutschland und 

Afrika zusammen und gab ihnen damit die Möglich-

keit, sich auszutauschen und Kontakte für zukünftige 

Kooperationen zu knüpfen. 

Mit fast 50 Teilnehmern aus 15 Ländern war es nicht 

nur die bisher größte E-lection Bridge, es war auch  

die erste, die in einem französischsprachigen Land 

stattfand. 

Passend zum KAS-Jahresmotto „Farbe bekennen: 

Demokratie braucht Demokraten” und bestärkt durch 

den demokratischen Wechsel in Nigeria konzentrierten 

sich die Teilnehmer in ihrer Diskussion auf die Frage, 

wie autoritäre oder übermächtige Regierungsparteien 

auf demokratischem Wege abgelöst 

werden können. CDU-Bundesgeschäfts-

führer Dr. Klaus Schüler empfahl den 

Teilnehmern, ihre Parteien auch zwi-

schen Wahlkämpfen stetig weiterzuent-

wickeln. „Identifiziert eure Schwächen 

und arbeitet an ihnen”, betonte er.

E-lection Bridge 5.0 – Bienvenu au Sénégal!

Teilnehmer der  
E-lection Bridge 
Africa-Konferenz 
2015 in Dakar

80 führende PR-Experten staatlicher 

Institutionen aus 25 Ländern kamen 

auf Einladung des KAS-Medienpro-

gramms Südosteuropa, des Wilfried 

Martens Centre for European Studies 

und des Clubs of Venice am 26. und  

27. März in Sofia zusammen, um über 

Regierungskommunikation im Internet 

zu diskutieren.

Top-Thema war die digitale Kommunikation der 

Europäischen Union. Jens Paulus, Leiter des Bereichs 

Europa/Nordamerika der KAS, forderte die PR-Exper-

ten auf, selbstbewusster für die europäischen Werte 

einzutreten. Auch der bulgarische Außenminister 

Daniel Mitov sagte: „Wir müssen die EU besser erklä-

ren und beginnen, sie zu verteidigen”. Der Stellver

tretende Sprecher der deutschen Bundesregierung, 

Georg Streiter, stellte deren neue Kommunikations-

strategie auf Facebook vor. Unsachliche Kritik von 

Internetnutzern, so hieß es, werde von einem 

15-köpfigen Team vor allem mit Humor beantwortet. 

„Überall heißt es, füttert nicht die Trolle – aber wir 

machen es, auf unsere Weise”, erklärte Streiter.

Regierungen im Web:  
Dialog mit den Bürgern

Georg Streiter prä­
sentierte die neue 
Facebook-Seite der 
deutschen Bundes­
regierung.

CDU-Bundesgeschäftsführer Dr. Klaus 
Schüler stieß mit seinem Vortrag eine 
engagierte Diskussion an.

Medien
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Namen und Gesichter

Dr. Jan Cernicky 

n	Wird ab September 
Leiter des KAS-Auslands­
büros D. R. Kongo
n	Arbeitete zuletzt als 
Unternehmensberater  
für Unternehmen, die in 
Subsahara-Afrika tätig 
werden wollten
n	Kontakt: 
jan.cernicky@kas.de
 

Gisela Elsner

n	Seit Juli Leiterin des 
Rechtsstaatsprogramms 
Asien
n	Leitete zuvor das Team 
Lateinamerika
n	Kontakt: 
gisela.elsner@kas.de

 

Tilmann Feltes

n	Wird ab September  
als Trainee in Südafrika 
arbeiten
n	Arbeitete zuvor beim 
Democracy Development 
Programme in Südafrika
n	Kontakt: 
tilmann.feltes@kas.de

Marc Frings

n	Wird ab August die Lei­
tung des Büros Ramallah 
in den Palästinensischen 
Gebieten übernehmen
n	Arbeitete zuvor als 
Länderreferent im Team 
Asien und Pazifik
n	Kontakt: 
marc.frings@kas.de

Dr. Nino Galetti 
n	Seit August Leiter  
des Auslandsbüros  
Frankreich
n	Leitete zuvor das 
Vorstandsbüro der  
Konrad-Adenauer-Stiftung
n	Kontakt: 
nino.galetti@kas.de

Thomas Helm

n	Wird ab Oktober Leiter 
des KAS-Länderbüros 
Kasachstan 
n	War vorher Leiter 
Governmental Affairs  
bei Ketchum Pleon
n	Kontakt: 
thomas.helm@kas.de
 

Gregor Jaecke

n	Wird ab September  
in Kenia im Programm­
bereich Dezentralisierung 
und Stärkung lokaler 
Verwaltungskompetenzen 
arbeiten
n	Arbeitete vorher  
als Landesgeschäftsführer 
der Hamburger CDU
n	Kontakt: 
gregor.jaecke@kas.de

Anna Jandrey

n	Wird ab November als 
Trainee in Israel arbeiten
n	Leitete zuletzt das Büro 
von Roderich Kiesewetter 
MdB
n	Kontakt: 
anna.jandrey@kas.de

Matthias  
Riesenkampff

n	Wird ab September  
Leiter des KAS-Auslands­
büros Afghanistan
n	War zuletzt als 
Operations Activist für 
Afghanistan zuständig
n	Kontakt: 
matthias.riesenkampff@
kas.de

Nils Wörmer

n	Wird ab September von 
Beirut aus zuständig für 
den Irak und Syrien sein
n	Arbeitete vorher als 
Auslandsmitarbeiter in 
Afghanistan
n	Kontakt: 
nils.woermer@kas.de

n Ankündigung: 

Internationale Konferenz  

zur Förderung von Religions- 

und Glaubensfreiheit 

Pädagogischer Comic zur  

Friedenserziehung in Mali

Der Frieden ist in UNS

Das KAS-Auslandsbüro Senegal/Mali hat  

in Bamako die erste Ausgabe der neuen 

Comic-Serie Nous Citoyens (Wir Bürger) 

vorgestellt. Der Titel „Der Frieden ist in 

UNS” ist ein Appell an die Rückbesinnung 

auf die jahrtausendalte Geschichte Malis, in 

der die verschiedenen Ethnien und Kulturen 

friedlich und konstruktiv zusammengelebt 

haben. Der Comic wird an Schulen, Univer-

sitäten und Jugendorganisationen verteilt 

und trägt dazu bei, dass sich die jungen 

Erwachsenen und die Multiplikatoren inten-

siv mit der malischen Geschichte und den 

gesellschaftlichen Grundlagen befassen, die 

eine lange friedliche Kohabitation erlaubt 

haben und die ebenfalls eine Basis sind, 

die aktuellen 

extremistischen 

Strömungen  

mit friedlichen 

Mitteln zu be-

kämpfen und den 

Dialog zwischen 

den Ethnien und 

den Religionen zu 

befördern.

Die Durchsetzung von Religions- und Glau­

bensfreiheit steht im Vordergrund einer 

Konferenz in New York am 18. September. 

Organisiert von der Konrad-Adenauer-Stiftung, 

gemeinsam mit dem International Panel of 

Parliamentarians for Freedom of Religion or 

Belief, werden Parlamentarier aus der ganzen 

Welt Wege diskutieren, um Glaubensfreiheit 

weltweit zu stärken. 

Neuigkeiten
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n  Bezug der aufgeführten Publikationen über das Internet: www.kas.de/publikationen

Das Transatlantische Freihandelsabkommen (TTIP) löst schon  

während der Verhandlungen emotionale Debatten aus. Für 

eine informierte Diskussion braucht es gute Argumente, die 

auf Fakten und Hintergründen basieren.

Die Bundesrepublik als „integrierter Handelsstaat” profitiert 

seit ihrer Gründung von der fortschreitenden Integration 

in die Weltwirtschaft. Wirtschaftswunder und „Wohlstand 

für alle” brauchen offene Märkte. Gerade Deutschland als 

Exportland hat ein Interesse an Handelsliberalisierungen und 

klaren Regeln für den Welthandel. Mit einem gemeinsamen 

Wirtschaftsraum könnten die freiheitlichen Demokratien der 

EU und der USA die globale Wirtschaftsordnung gestalten.

HANDEL: Freihandelsabkommen setzen Potenziale frei. 

Impulse für Wohlstand und Wachstum entstehen. Die USA 

haben für die deutsche Wirtschaft dabei eine besondere 

Bedeutung. Die Vereinigten Staaten sind für Deutschland 

der wichtigste Handelspartner außerhalb der EU. Von einer 

Intensivierung des Handels zwischen der EU und den USA 

durch TTIP sind positive Effekte für den deutschen Arbeits-

markt zu erwarten.

INVESTITIONEN: Ausländische Direktinvestitionen sind 

eine wichtige Voraussetzung für wirtschaftlichen Erfolg im 

globalen Wettbewerb. Etwa 2,6 Millionen Arbeitsplätze in 

Deutschland hängen von ausländischen Direktinvestitionen 

ab. Die USA sind dabei der wichtigste außereuropäische 

Investor. Investitionsschutz und zuverlässige Verfahren zur 

Streitschlichtung schaffen Anreize für weitere Investitionen. 

Aber auch deutsche und europäische Investoren in den USA 

brauchen Schutz. 

PARTNERSCHAFT: Angesichts der demographischen 

Entwicklungen und der relativ schwachen wirtschaftlichen 

Dynamik in Europa könnte die EU allein künftig an Gewicht 

in der Weltwirtschaft verlieren. Europa ist auf starke Partner 

angewiesen. Eine Partnerschaft mit den USA festigt unsere 

Weltmarktstellung.

Das Transatlantische Freihandelsabkommen (TTIP) bietet 

viele Chancen. Reden wir darüber!

Nachgedacht: ttIP

haNdel. INvestItIoNeN. PartNerschaft.
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Die Pazifik-Allianz:  

Blick auf regionale Projekte und globale Veränderungen

Um einen Beitrag zur Demokratieförderung und Rechtsstaatsfestigung zu leisten, hat die Konrad-Adenauer-

Stiftung verschiedene Dialoginitiativen über Außen- und Sicherheitspolitik angestoßen. In Zusammenarbeit  

mit der Universidad Javeriana in Bogotá und der Universidad Santiago in Cali hat die KAS eine Studie in Auftrag 

gegeben, um die geopolitischen und geoökonomischen Herausforderungen der Gründung und Entwicklung der 

Pazifik-Allianz für regionale und globale Akteure zu analysieren. 

Internationale Sicherheitspolitik in der Auslandsarbeit  

der Konrad-Adenauer-Stiftung

In unserer weltweiten Arbeit bestätigt sich seit einigen Jahren, dass sicherheitspolitische Überlegungen an 

Relevanz gewinnen. Um Probleme nachhaltig zu lösen und den Ansprüchen der Partner vor Ort gerecht zu 

werden, bedarf es eines vernetzten Ansatzes, der verschiedene Perspektiven zusammenführt: Wirtschaftliche 

Entwicklung, politische Konsolidierung und rechtsstaatliche Verlässlichkeit sind ohne Sicherheit und Stabilität 

nicht zu haben – und verstärken sie wiederum.

Pressefreiheit und Medienregulierung in Kambodscha

Die Medienstudie der Konrad-Adenauer-Stiftung analysiert den derzeitigen Stand der Medienentwicklung und 

des Rechtsrahmens der Medien in Kambodscha und empfiehlt Optionen für die Weiterentwicklung der positiven 

Medienregulierung zur Stärkung von Pluralität, Meinungsfreiheit und Objektivität in den kambodschanischen 

Medien. Die Studie kann auf der englischen Webseite heruntergeladen werden.

Soziale Marktwirtschaft in Lateinamerika: Realität und Herausforderungen 

Da die Konrad-Adenauer-Stiftung es sich weltweit zur Aufgabe gemacht hat, über das Konzept der Sozialen 

Marktwirtschaft zu informieren, führen wir auch in Lateinamerika Diskussionsrunden mit Akademikern, Politikern 

und Journalisten durch. Ein Ergebnis dieser Diskussionen ist die vorliegende spanischsprachige Publikation. Sie 

liefert eine substanzielle Analyse der wirtschaftspolitischen Herausforderungen einzelner Länder Lateinamerikas. 

Die Veröffentlichung ist auch auf der digitalen Publikationsplattform ISSUU hinterlegt und kann für digitale 

Lesegeräte (Tablets, Smartphones) im EPUB-Format unter www.kas.de/sopla heruntergeladen werden.

Vierte Auflage des Buches Información y Justicia IV

Die KAS Argentinien und die NRO Unidos por la Justicia präsentieren die aktualisierte vierte Auflage des Buches 

Información y Justicia IV, die sich mit der Funktionsweise des juristischen Systems in Argentinien befasst.  

Die Jubiläumsausgabe anlässlich des zehnten Geburtstags von Unidos por la Justicia beinhaltet detaillierte 

Analysen und Statistiken zu jeder einzelnen argentinischen Provinz und der autonomen Stadt Buenos Aires.  

Die Publikation gibt den Lesern Einblick in die argentinischen Institutionen und fördert die Transparenz und  

den Zugang zur Justiz im föderalen Argentinien.

Nachgedacht: TTIP

Das geplante transatlantische Freihandelsabkommen löst schon während der Verhandlungen emotionale 
Debatten aus. Für eine informierte Diskussion braucht es gute Argumente, die auf Fakten und Hintergründen 
basieren. Diese können in der neuen Publikation, die in Zusammenarbeit mit der Hauptabteilung Politik und 
Beratung erschienen ist, schnell nachgelesen werden. Gerade Deutschland als Exportland hat ein Interesse  
an Handelsliberalisierungen und klaren Regeln für den Welthandel. Ein gemeinsamer transatlantischer 
Wirtschaftsraum würde darüber hinaus die globale Wirtschaftsordnung entscheidend prägen.

Ausgewählte Neuerscheinungen

aus der Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit


